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Vizepräsident Hagen eröffnet die Sitzung um 
15 Uhr. 

Vizepräsident Hagen: Die 26. Sitzung des Baye­
rischen Landtags ist eröffnet. 

Nach Artikel 5 Absatz 2 des Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes sind entschuldigt beziehungsweise 
beurlaubt die Abgeordneten Dr. Hoegner, Dr. Hu­
ber, Kaifer, Sittig, Stain und Dr. Weiß. 

Der Abgeordnete Willy Thieme bittet um Urlaub 
für die Zeit von Anfang Juni bis Anfang September 
für eine Studie:nreise nach den USA. - Widerspruch 
erhebt sich nicht; der Urlaub ist genehmigt. 

Die Fraktion der Bayernpartei schlägt vor, an 
Stelle des ausgeschiedenen Herrn Abgeordneten 
Freiherr von Aretin den Herrn Abgeordneten j osef 
Reich 1 in den Wahlprüfungsausschuß zu wählen. 
- Auch hier erfolgt kein Widerspruch; es ist so be­
schlossen. 

Unser verehrter II. Vizepräsident Dr. Jakob 
Fischbach er hat gestern das 65. Lebensjahr 
vollendet. Es ist mir eine gern erfüllte Ehrenpflicht, 
Ihnen, Herr Kollege Dr. Fischbacher, dazu die herz­
lichsten Glückwünsche dieses Hauses auszusprechen. 

(Beifall) 

Wir freuen uns sehr über die Frische, mit der 
Herr Dr. Fischbacher an diesem Markstein seines 
Lebens steht. 

Herr Kollege Dr. Fischbacher kann auf einen ar­
beits- und erfolgreichen Lebensabschnitt zurück­
blicken. Nach gründlicher wissenschaftlicher Aus­
bildung stellte er sich als Lebensaufgabe die Be­
treuung der Interessen und Bestrebungen der 
landwirtschaftlichen Organisationen, zuerst im 
Christlichen Bauernverein und dann im Bayerischen 
Bauernverband. Gelegentliche Rückschläge hat er 
immer mit Umsicht und zäher Energie zu Über­
winden gewußt. Namentlich hat ihm die Gewalt­
herrschaft des sogenannten Dritten Reiches schwer 
zugesetzt, aber er blieb auch in dieser Bedrängnis 
sich selbst und seinen Gri.mdsätzen treu. 

Mögen Ihnen, sehr verehrter Herr Kollege, noch 
recht viele Jahre beschieden sein in der Frische, 
über die wir uns heute mit Ihnen freuen. 

(Lebhafter Beifall) 
" 

Dr. Fischbacher (BP): Herr Präsident! Meine Da­
men und Herren dieses Hohen Hauses! Tief be­
wegt von Ihren Worten, die aus einem freundlichen 
und gütigen Herzen kamen, möchte ich Ihnen, 
Herr Präsident, aus ganzem Herzen den wärmsten 
Dank für die Liebenswürdigkeit und Aufmerksam­
keit aussprechen, ebenso Ihnen, die Sie durch Ihren 
Beifall den Worten des Herrn Präsidenten bei­
gepflichtet haben. 

Mein Lebensweg war nicht immer leicht. Aber 
das ist scli.ließlich auch nicht wichtig, sondern es 
handelt sich darum - ich bin dem Herrn Präsi­
denten dankbar, daß er das festgestellt hat -, in 
jeder Lage des Lebens seinen Mann zu stellen und, 
wenn Schwierigkeiten kommen, zu erkennen und 
zu verstehen, daß sie dazu da sind, überwunden zu 
werden. 
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Wenn ich heute auf die letzten Monate und Jahre 
zurückschaue und mir vergegenwärtige, wie mein 
Konterfe1 gezeichnet worden ist, vor allem in der 
Presse, 

(Heiterkeit) 

und wenn ich heute - wirklich überrascht, ange­
nehm überrascht - Beweise von Sympathie auch 
aus Kreisen erhalte, von denen ich vor wenigen 
Monaten noch abgelehnt wor<J.en bin, dann möchte 
ich ehrlich sagen, es ist mir das eine innere Genug­
tuung und Befriedigung, weil ich glauben darf, daß 
ich den Platz, den mir der Wille dieses Hohen Hau­
ses zugeteilt hat, doch nicht in der Weise ausgefüllt 
habe, daß ich absolut Widerspruch erregt hätte. 

Ich danke Ihnen für das Vertrauen und für das 
freundliche Gedenken. Ich darf in diesem Zusam­
menhang eine Bitte aussprechen, die mir aus inner­
stem Herzen kommt. Ich weiß, daß ich ein Mensch 
bin mit vielen Fehlern, aber vielleicht auch mit eini­
gen, sagen wir Tugenden, soweit man sie als solche 
bezeichnen kann. 

(Heiterkeit) 

Ich bitte, mir zu glauben, daß ich mit ehrlichem 
Wollen und aufrichtigem Bestreben an der Sache 
und für die Sache arbeite, zu der wir alle hier vom 
bayerischen Volk gewählt sind. Meine Bitte geht 
nun dahin, daß wir das Menschliche in den Vorder­
grund stellen und immer auch Achtung vor der 
persönlichen Überzeugung haben möchten. Dann 
haben wir, glaube ich, die Basis für ein gedeihliches, 
sachliches Zusammenarbeiten. Ich bitte ferner, daß 
wir, gleichviel, w~lcher Partei wir angehören, aus 
diesen Gründen heraus in unseren ganzen Bestre­
bungen und Arbeiten uns der Pflicht bewußt und 
darauf eingestellt sind, für unser bayerisches Volk 
zu arbeiten. Wenn dieses Ziel für uns richtung­
gebend ist, dann glaube ich, daß unsere Arbeit auch 
von Erfolg begleitet sein wird. Ich danke Ihnen 
nochmals aus ganzem Herzen! 

(Lebhafter Be~fall) 

Vi~epräsident Hagen: Leider muß ich dem Hohen 
Haus eine traurige Mitteilung machen. Das Mitglied 
des letzten Landtags, Herr Benedikt Hi r s c h e n -
au er, Passau, ist nach langer Krankheit gestorben 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

und wird morgen in Passau beigesetzt. 

Herr Hirschenauer hat, solange seine gesundheit­
lichen Verhältnisse es einigermaßen gestatteten, mit 
Sachkenntnis und Fleiß, besonders im Ausschuß für 
wirtschaftliche Angelegenheiten, mitgearbeitet. Sein 
freundliches Wesen machte ihn im ganzen Hause· 
beliebt. Sein Andenken wird bei uns weiterleben. 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich zum 
Zeichen der Teilnahme von den Plätzen erhoben. 
Ich danke Ihnen. 

Wir treten nunmehr in die T a g e s o r d nun g 
ein. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Zur Geschäftsordnung!) 

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter 
Dr. Baumgartner! 

Dr. Baumgartner (BP): Meine Damen und Her­
ren! Ich habe mich zur Geschäftsordnung gemeldet, 
weil ich einen Antrag meiner Fraktion zur Tages­
ordnung zu stellen habe. 

Sie wissen, daß wir am 25. April, also vor mehr 
als vier Wochen, .. die Einsetzung eines Unter­
suchungsausschusses zum Fall Philipp Auerbach 
beschlossen haben. Bis heute ist dieser Ausschuß 
noch nicht konstituiert, obwohl wir seit diesem Be­
schluß bereits die dritte Plenarsitzung des Landtags 
haben. Die Bayernpartei erblickt darin eine offen­
sichtliChe Verschleppung der Untersuchungsange­
legenheit und beantragt daher, daß die namentliche 
Konstituierung des Untersuchungsausschusses für 
den Fall Auerbach durch Beschluß des Plenums auf 
die Tagesordnung gesetzt wird. 

Vizepräsident Hagen: Dagegen erhebt sich wohl 
kein Widerspruch. - Ich bitte die Fraktionen, mir 
die Mitglieder dieses Ausschusses bis morgen 

(Abg. Dr. Rundhammer: Bis Donnerstag!) 
- oder bis Donnerstag zu benennen. Dann kann 
vielleicht im Anschluß an die Erklärung des Herrn 
Ministerpräsidenten - es wurde mir mitgeteilt, daß 
der HeJ;"r Ministerpräsident am Donnerstag vormit­
tag 11 Uhr eine Erklärung abgeben wird - die 
Konstituierung des Ausschusses erfolgen.· - I"h 
stelle fest, daß das Haus mit diesem Verfahren ein-
verstanden ist. · 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 
Mündliche Anfragen gei:riäß § 44 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung. 

Zu einer Anfrage hat das Wort der Herr Abge­
ordnete Ullrich. 

Ullrich (DG): Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ich wiederhole eine Anfrage an den Herrn 
Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

In der Gemeinde Waal wurde die Errichtung 
einer Siedlerstelle von der Regierung genehmigt. 
Die Finanzierung ist durch die oberste Siedlungs­
behörde gesichert. Die kleinbäuerlichen Betriebe 
können ihr Pachtland beibehalten, da s~ch die 
Grundstücke für die zu errichtende Siedlerstelle 
teilweise noch in der Eigenbewirtschaftung des 
Landabgabepflichtigen befinden. Ein anderer Teil 
der für die Siedlung bestimmten Grundstücke ist 
von Bauern gepachtet, die wegen der Größe ihres 
Eigenbesitzes kein Bodenreformland erhalten kön­
nen. Ich frage deshalb den Herrn Staatsminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, ob ihm 
bekannt ist, daß die Errichtung dieser Siedlerstelle 
wegen des Einspruchs der Ortsobmannschaft Waal 
des Bayerischen Bauernverbandes nicht errichtet 
werden soll? 

Vizepräsident Hagen: Ich frage den Herrn Staats­
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten, ob er gewillt ist, diese Anfrage zu beantwor­
ten. - Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren, Hohes Haus! Die kurze Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Ullrich beehre ich mich wie folgt zu 
beantworten. 
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Die in der Anfrage angeschnittene Angelegenheit 
hat bereits den Eingaben- und Beschwerdenaus­
schuß des Bayerischen Landtags in seiner Sitzung 
vom 10. April 1951 beschäftigt. Der Ausschuß hat 
beschlossen, die Eingabe der Ortsobmannschaft 
Waal des Bayerischen Bauernverbandes betreffend 
Wegnahme der Pachtgrundstücke für Siedlungsge­
lände vom 18. Februar 1951 der Staatsregierung als 
Material hinüberzugeben. Die Eingabe der Orts­
.obmannschaft Waal des Bayerischen Bauernver­
bands wurde veranlaßt durch eine eigenmächtige 
Erklärung des Siedleranwärters Z e p n i k , daß er 
die den Landwirten verpachteten Äcker und Wiesen 
heuer selbst bewirtschaften werde. 

Demgegenüber hat die Bayerische Landessiedlung 
unterm 6. März 1951 mitgeteilt, ihre Inspektion 
Augsburg habe die Pächter der Landabgabegrund­
stücke dahin verständigt, daß sie ihr Pachtland 
weiter anbauen können. Hieran habe sich bis heute 
nichts geändert. 

Im vorläufigen Siedlungsplan für die Landab­
gabeflächen in der Gemarkung Waal und Waal­
haupten mit zusammen rund 18 Hektar, wovon 
zur Zeit etwa 4,5 Hektar der Landabgabepflichtige 
noch in eigener Verwaltung hat, während der Rest 
von Einheimischen pachtweise bewirtschaftet wird, 
waren im günstigsten Fall die Landabgabe von 
7 ,12 Hektar, für Anliegerland an die bisherigen 
kleinbäuerlichen Pächter, rund 1,50 Hektar für die 
Errichtung einer Nebenerwerbsstelle und rund 
9,5 Hektar für eine Neubauernstelle vorgesehen. 
Wegen der Errichtung der Nebenerwerbsstelle in 
Waal ist noch keine endgültige Entscheidung ge­
troffen. Sie wurde nur im Hinblick auf die äußerst 
günstige innere und äußere Verkehrslage und auf 
die vorerwähnte .Tatsache, daß von dem für die 
Neusiedlung vorgesehenen Gelände nahezu die 
Hälfte von einheimischen Landwirten nicht genutzt 
wird, in Erwägung gezogen. Für diese Stelle hat die 
Bayerische Landessiedlung noch keinen Siedler ein-' 
gesetzt. Die Bayerische Landessiedlung hat es mit 
Schreiben vom 29. Dezember 1950 an den Bayeri­
schen Bauernverband in München sogar abgelehnt, 
das Einsetzungsverfahren des vom Bayerischen 
Bauernverband nominierten Siedlungsanwärters 
Zepnik durchzuführen, solange in dem Anlieger­
verfahren in Waal noch nicht entschieden ist. Der 
Anliegerlandbedarf ist zur Zeit noch nicht festge­
stellt. Die Verhandlungen werden jedoch im Be­
nehmen mit dem Bayerischen Bauernverband, 
Kreisdirektor Haisch, von der Inspektion Augsburg 
der Bayerischen Landessiedlung demnächst durch­
geführt werden. Die Inspektion wurde bereits mit 
Schreiben vom 17. Dezember 1950 angewiesen, den 
Anliegerlandbedarf der einheimischen Landwirte 
in Waal eingehend zu prüfen; sie wurde insbeson­
dere darauf hingewiesen, daß Siedlungsland für 
eine Nebenbauernstelle in Waal nur freigemacht 
werden darf, wenn dies ohne Gefährdung von klein­
bäuerlichen Existenzen möglich ist. 

Hierzu ist zu bemerken, daß die Vergebung von 
Siedlungsland an kleinbäuerliche Betriebe zur Stär­

, kung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, von 
sogenanntem Anliegel'land, in Ziffer 5 des Artikels I 

des Gesetzes zur Beschaffung von Siedlungsland 
und zur Bodenreform vom 18. September 1946 aus­
drücklich vorgesehen ist. Es wird dafür Sorge ge­
tragen werden, daß die berechtigten Interessen der 
Siedleranwärter und der einheimischen Klein­
bauern in gleicher Weise berücksichtigt werden. 
Davon, daß die Siedlerstelle überhaupt nicht er­
richtet werden soll, kann nach der Sachlage keine 
Rede sein. 

Vizepräsident Hagen: Der Herr Abgeordnete 
Beier hat das Wort zu einer Anfrage. 

Beier (SPD): Hohes Haus! Meine Anfrage richtet 
sich an den Herrn Staatsminister für Wirtschaft. 

Da das in Köln erscheinende „Deutsche Verwal­
tungsblatt" eine Einkaufsliste für Bundes-, Staats­
und Kommunalbehörden veröffentlicht hat, nach 
der von den 973 aufgeführten, von der Bundes­
regierung für Staatsaufträge ausgewählten Liefer­
firmen nur 23 in Bayern sind und dem Lande Bay­
ern nicht ganz 2,5 Prozent der zu vergebenden 
Staatsaufträge zugedacht sind, bitte ich den Herrn 
Staatsminister für Wirtschaft um die Beantwortung 
folgender Frage: 

Welche Schritte hat der Herr Wirtschaftsminister 
unternommen, um eine wirtschaftliche Benachteili­
gung Bayerns bei der Vergebung von Staatsauf­
trägen durch die Bundesregierung und andere 
öffentliche Körperschaften zu verhindern? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Wirtschaftsminister Dr. Seidel. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Hohes Haus! Der Herr 
Abgeordnete hat diese Anfrage dem Wirtschafts­
ministerium bereits schriftlich unterbreitet. Die Be­
antwortung wird zur Zeit vorbereitet. Der Herr 
Abgeordnete wird eine schriftliche Antwort erhalten. 
Wenn er Wert darauf legt, werde ich diese schrift­
liche Antwort in der nächsten Fragestunde bekannt­
geben. 

Vizepräsident Hagen: Es folgt der Herr Abgeord­
nete Ostermeier. 

Ostermeier (BP): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Finanzminister. 

Ist es richtig, daß die Beamten des ehemaligen 
Sonderministeriumi; außer ihren Gehältern und 
Ministerialzulagen noch Sonderzulagen in Höhe 
von 200 bis 1000 DM monatlich erhalten? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Finanzminister Dr. Zorn. 

Dr. Zorn, Staatsminister: Hohes Haus! Ich darf 
zu der Anfrage des Herrn Abgeordneten Oster­
meier folgendes sagen: Zur Zeit erhalten noch fünf 
an die Abwicklungsstelle des Sonderministeriums 
abgeordnete Beamte auf Grund der Dienst- und 
Besoldungsvorschriften eine widerrufliche und nicht 
ruhegehaltsfähige Zulage in Höhe von monatlich 
75 bis 150 DM. Die fünf Beamten erhalten zusam­
men monatlich 538 DM. Außer der Ministerial-
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zulage werden keine Zulagen mehr gewährt. Das 
Finanzministerium hat die Abwicklungsstelle be­
reits am 30. November 1950 gebeten, mit Rücksicht 
auf die veränderten Verhältnisse auf dem Gebiet 
der Entnazifizierung und im Hinblick.auf die ange­
spannte Finanzlage des Staates die Zahlung der 
Zulage mit Ablauf des Jahres 1950 einzustellen. 
Der· Minister für die politische Befreiung hat aber 
mit Schreiben vom 11. Dezember 1950 unter an­
derem mitgeteilt, daß er es für völlig unvertretbar 
hält, wenn am Ende der Entnazifizierung trotz 
Bewilligung der Mittel durch den Landtag die Zu­
lagen gestrichen werden sollten. Er könne sich 
daher unter keinen Umständen damit einverstan­
den erklären. Im Hinblick auf die gegen den Weg­
fall der Zulagen geltend gemachten Gründe wurde 
von einer Einstellung der Zahlung der Zulagen zu­
nächst abgesehen. Das Finanzministerium wird 
aber die Zulagen so rasch wie möglich aufheben. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Helmerich. 

. Helmerich (CSU): Meine Damen und Herren, Ho­
hes Haus! Meine Anfrage richtet sich an das Staats­
ministerium des Innern. Was hat das Staatsmini­
sterium des Innern unternommen, um die kolossa­
len Diebstähle von Telephon- und Telegraphen­
leitungsdrähten zu verhindern? Gedenkt die Staats­
regierung, um Abhilfe zu schaffen, diese Diebstähle 
mit hohen Zuchthausstrafen zu ahnden? 

Vizepräsident Hagen: Nach der Anfrage wird die 
Androhung von Strafen gewünscht. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Die Staatsregierung 
spricht keine Zuchthausstrafen aus.) · 

Ich stelle fest, daß ein Vertreter des Justizmini­
steriums nicht anwesend ist. - Doch, der Herr 
Staatsminister der Justiz ist selbst anwesend. 

(Abg. Bezold: Er sitzt nur ganz links. -
Heiterkeit) 

Dr. Müller, Staatsminister: Nach meiner Auffas­
sung richtet sich die Anfrage des Herrn Abgeord­
neten Helmerich zunächst an das Innenministerium; 
denn bekanntlich muß zuerst die Polizei die Leute 
finden, bevor wir sie aburteilen können. 

(Heiterkeit) 

Vizep1·äsident Hagen: Ich bitte, daß das Staats­
ministerium des Innern die Anfrage zur Kenntnis 
nimmt und dem Herrn Abgeordneten sÖbald als 
möglich eine Antwort erteilt. - Das Haus ist da­
mit einverstanden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Franke. 

Dr. Franke (SPD): Meine zweigeteilte Anfrage ist 
an den Herrn Staatsminister für Finanzen gerich­
tet. Sie bezieht sich auf Grund vorzugsweise in 
Nürnberg gemachter Erfahrungen auf gewisse Sit­
ten und Gebräuche der Besatzungskostenämter. 

Bei der Auszahlung der par ordre du Mufti auf 
10:1 abgewerteten Requisitionsscheine ist es die 
Regel, daß von der auf dem Requisitionsschein an­
erkannten Schadenssumme weitere Abzüge bis zu 
40 Prozent angeblich vom Military Post aus befoh­
len werden. Damit kommen also bestenfalls 6 Pro­
zent zur Auszahlung, und das Verhältnis der Ab­
wertung steigt auf beinahe 20:1. In gleicher Weise 
unterliegen auch die sogenannten 1:1 Ersatzzah­
lungen in keiner Form begründeten oder nachge­
\.\;iesenen Abzügen mit dem ausdrücklichen Bemer­
ken, daß dies auf Anordnung der Besatzungsbe­
hörde geschehe und demzufolge jede Nachfrage 
zwecklos sei. 

Es ergibt sich die Frage: Sind tatsächlich auf dem 
gesamten amerikanisch-deutschen Dienstweg bis 
zum Leidtragenden selbst sämtliche Nachweise und 
Kontrollen ausgeschaltet? Wie entsteht und wo 
bleibt die Differenz? · 

Und nun gleich anschließend die Frage: Military 
Post Nürnberg hat die dankenswerte Gepflogenheit 
angenommen, nicht mehr benötigte Möbelstücke 
dem Besatzungskostenamt wieder zur Verfügung 
zu stellen. Soweit diese vom Winde verwehten 
Reste ihren einstigen Besitzer nicht wieder finden, 
läßt sie das Besatzungskostenamt auf einer Sam­
melauktion gewerbsmäßig meistbietend öffentlich 
versteigern. Beispielsweise wurden bei einer der­
artigen Auktion in Erlangen 15 000 DM verein­
nahmt. Über den Verbleib dieser Gelder erfahren 
wir, daß sie dem Betrieb der Besatzungskosten­
ämter dienen sollen, also gewissermaßen als Beute­
gelder betrachtet werden. 

Ich gestatte mir die Anfrage: Wäre es nicht das 
nächstliegende, zum Ausgleich besonderer Härten 
diese Gelder denen zukommen zu lassen, von denen 
sie indirekt erpreßt wurden? Dabei müßten für die 
gerechte Zuteilung einer solchen Ausgleichszahlung 
Sachberater aus den Kreisen der Geschädigten 
selbst herangezogen werden, wie es bei ähnlichen 
Institutionen längst zur Selbstverständlichkeit ge­
worden ist. 

Ich frage den Herrn Staatsminister, ob die Mög­
lichkeit oder zumindest die Absicht besteht, in die­
ser Weise zu verfahren. 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Finanzminister Dr. Zorn. 

Dr. Zorn, Staatsminister: Hohes Haus! Die An­
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Franke enthält 
eine Reihe von Fragen, und es könnte meines Er­
achtens über jede einzelne eine Doktorarbeit ge­
schrieben werden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Aber eine richtige, 
keine falsche!) 

-·Ich will einmal den Versuch machen, Herr Ab­
geordneter Dr. Baumgartner, die einzelnen Fragen 
zu beantworten. Es wird das aber einige Zeit in 
Anspruch nehmen. 

In dem alliierten Gesetz vom 8. Februar 1951 ist 
erneut bestimmt, daß Besatzungsschäden, die auf 
Ereignisse vor dem 21. Juni 1948 zurückgehen, in 

2 
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Reichsmark festgestellt und die Entschädigungen, 
soferne die Auszahlung nach dem 20. Juni 1948 
edolgt ist, im Verhältnis 10:1 von Reichsmark auf 
Deutsche Mark umgestellt werden müssen. Die 
Höhe der Entschädigungen wird von den zuständi­
gen Dienststellen der Besatzungsmacht festgesetzt. 
Diese erteilen den Geschädigten und den örtlich 
zuständigen Besatzungskostenämtern Requisitions­
scheine. Der im Requisitionsschein angegebene Be­
trag wird durch das Besatzungskostenamt voll aus­
bezahlt. Es kann daher nicht zutreffen, daß von 
diesen Beträgen Abzüge bis zu 40 Prozent gemacht 
werden. Allerdings ist richtig, daß die als Entschä­
digungen anerkannten Beträge häufig von den von 
den Geschädigten beantragten Summen wie auch 
von den vom Besatzungskostenamt auf Grund seiner 
Vorprüfung befürworteten Beträgen abweichen 
und daß hierfür bisher schriftliche Begründungen 
nicht zu erhalten waren. Auf die wiederholten Vor­
stellungen der deutschen Behörden hin hat sich die 
US-Besatzungsmacht jedoch vor kurzem bereit er­
klärt, die Gründe für vorgenommene Abstriche 
mitzuteilen. 

Abzüge sind von der Besatzungsmacht vorge­
schrieben im Zusammenhang mit der Wertermitt­
lung für die Mobiliarvergütung, und zwar in Höhe 
von 331/a Prozent von den Anschaffungswerten, da­
mit .Wertminderungen während c;les Zeitraums der 
Benutzung durch den Eigentümer vor der Inbesitz­
nahme durch die US-Besatzungsmacht berücksich­
tigt werden. Abzüge sind ferner angeordnet bei der 
Feststellung von Belegungsschäden. Hier wird der 
in der laufenden Mietvergütung enthaltene Betrag 
für normale Abnutzung - bei Mobiliar 7 Prozent 
-auf den Betrag der Wertminderung angerechnet, 
der durch Gegenüberstellung des Wertes des Gegen­
stands bei Beginn der Requisition und des Wertes 
bei der Freigabe aus der Requisition ermittelt wird. 
Es kann also nur der durch die Mietvergütung nicht 
abgegoltene Schaden geltend gemacht werden. 

Diese Grundsätze müssen von den Besatzungs­
kostenämtern bei der vorbereitenden Behandlung 
der Anträge berücksichtigt werden, da vorher eine 
Bearbeitung durch die für die Entschädigung zu­
ständige US-Dienststelle nicht erfolgt. Im übrigen 
unterliegen die Bücher, Belege und sonstigen Un­
terlagen der Besatzungskostenämter der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof, der auch die Ein­
haltung der Vorschriften der Besatzungsmacht zu 
prüfen hat. 

1 

Nun zu der weiteren Frage des Herrn Abgeord­
neten Dr. Franke: Bei der Freigabe von Möbeln 
durch die Besatzungsmacht versuchen die Besat­
zungskostenämter, die Eigentümer dieser Möbel zu 
ermitteln. Zu diesem Zweck veranstalten sie Aus­
stellungen der freigegebenen Möbel und laden dazu 
auch durch öffentliche Bekanntmachung, Anschläge 
am schwarzen Brett bei den in Betracht kommen­
den Gemeinden und sonstige Mittel der Veröff~nt­
lichung ein. Bei diesen Ausschreibungen wird ein 
großer Teil der Möbeleigentümer festgestellt. Sie 
erhalten ihr Eigentum zurück. Etwaige Beschädi­
gungen werden durch Zahlung der Reparaturkosten 

ausgeglichen. Möbelstücke, deren Eigentümer nicht 
mehr festgestellt werden können, gelten als US­
Eigentum und werden nach Ablauf einer entspre­
chenden Frist. von den Besatzungskostenämtern im 
Auftrag der Besatzungsmacht im Weg der Verstei­
gerung verwertet. Die Versteigerungserlöse sind 
nach Abzug der damit zusammenhängenden Ver­
waltungskosten dem Bundeshaushalt gutzubringen 
und fließen dem alliierten Besatzungsbudget zu. 
Die Betriebskosten der Besatzungskostenämter wer­
den vorn bayerischen Staat getragen. Das Gerücht 
von Beutegeldern dürfte also aus unverantwort­
licher Quelle stammen. 

Ferner noch folgendes: Zu einer Verteilung der 
Versteigerungserlöse unter die Besatzuri.gsgeschä­
digten besteht nach meinen Darlegungen keine 
rechtliche Möglichkeit. Der Möbeleigentümer erhält 
entweder seine Möbel in Natur zurück, und zwar 
unter entsprechender Vergütung des Minderwertes, 
oder er erhält eine Entschädigung für deren Ver­
lust. Es besteht begründete Vermutung, daß manche 
Eigentümer ihre Möbel mit Absicht nicht mehr be­
anspruchen, sondern sich lieber die Entschädigung 
für den Verlust auszahlen lassen. Jedenfalls ver­
fügt über die vereinnahmten Erlöse die US-Be­
satzungsmacht im Rahmen ihres der Bundesregie­
rung übermittelten Besatzungskostenbudgets. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß für 
diese und für alle anderen angeschnittenen Fragen 
seit dem 1. April 1950 auf deutscher Seite nicht 
mehr das Land, sondern der Bund zuständig ist; 
alle Ausgaben und Einnahmen, die im Zusammen­
hang mit Besatzungslasten stehen, werden seit die­
sem Tag aus dem Bundeshaushalt geleistet, bezie­
hungsweise dort vereinnahmt. 

Sollten Sie noch weitere Fragen haben, Herr Ab­
geordneter Dr. Franke, so bitte ich Sie, sie mir 
schriftlich vorzulegen. Ich werde sie dann ebenso 
beantworten. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Kurz. 

Kurz (CSU): Mitglieder des Hohen Hauses, meine 
Damen und Herren! Meine Anfrage richtet sich an 
das bayerische Staatsminis'teriurn für Ernährung, 
Landwirtschaft und Fqrsten. 

Eine sehr starke Mißstimmung ist zur Zeit in 
Holzrechtlerkreisen, und zwar in verschiedenen Be­
zirken des Landes, festzustellen. Veranlassung hier­
zu gibt die im Jahr 1950/51 durch die zuständigen 
Forstämter durchgeführte Zuteilung von Brenn­
holz, Derbholz und Wied an die Holzrechtler. Die 
Annahme der Wiedzuteilung wurde von einem Teil 
der Rechtler sogar verweigert. Die Holzrechtler 
stehen auf dem Standpunkt, daß ihre im Grund­
buch eingetragenen Rechte von Forstbeamten nicht 
willkürlich gekürzt, verändert oder verkleinert 
werden dürfen. 

Hat die Staatsregierung von dem eigenmächtigen 
Vorgehen einzelner Forstbeamter Kenntnis und 
was gedenkt sie zur Abstellung der die Holzrecht­
ler schädigenden Maßnahmen zu tun? 
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, Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
Herr Lan~wirtschaftsminister Dr. Schlögl. 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Durch die Verordnung zur För­
derung der Nutzholzgewinnung vom Jahr 1937 
waren die Forstrechte stark eingeschränkt worden. 
Mit Beschluß des Landtags vom 2. Juni 1949 wurde 
vorläufig insofern eine Erleichterung geschaffen, 
als den Holznutzungsberechtigten derjenige Teil 
ihrer Brennholzrechte in natura. zu gewähren ist, 
der P,em streng bemessenen Eigenbedarf des Be­
rechtigten entspricht. Die Abgabe kann allerdings 
nur in nutzholzuntauglichen Sortimenten erfolgen. 
Die Festsetzung des streng bemessenen Eigenbe­
darfs geschieht durch einen Beirat. Dieser besteht 
aus einem unparteiischen Vorsitzenden, zv_;ei Ver­
tretern des Bauernverbandes und zwei Vertretern 
des verpflichteten Waldbesitzers. Ein eigenmächti­
ges Vorgehen der Forstverwaltung bei der· Fest­
setzung der Brennholzmengen war daher vollkom­
men ausgeschlossen. 

Soweit die Forstnutzungsberechtigten nur einen 
Teil ihres Rechtes in Holz erhalten, wird der Rest 
in Geld vergütet, ebenso der Wertunterschied zwi­
schen dem Wert des tatsächlich abgegebenen Recht­
holzes und der im Grundbu~ eingetragenen Sorti­
mente. Die derzeitige Nutzholz- und Brennholznot 
der gesamten Bevölkerung zwingt zu diesen Maß­
nahmen. Die endgültige Regelung erfolgt durch das 
von meinem Ministerium schon längst fertigge­
stellte Forstrechtsgesetz. 

·Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordneter Demeter. 

Demeter (SPD): Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn Minister für Wirtschaft. · 

Ist es richtig, daß es bis heute den Flieger- und 
Kriegssachgeschädigten nicht möglich war, staatlich 
verbürgte Kredite zu erhalten? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
Herr Wirtschaftsminister Dr. Seidel. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Die Frage kann ich mit 
Nein beantworten. 

Vizepräsident Hagen: Es folgt der Herr Abgeord­
nete Dr. Fischer. 

Dr. Fischer (CSU): Meine Frage richtet sich an 
den Herrn Staatsminister für Unterricht und Kultus. 

Ist der Herr Minister bereit und in der Lage, über 
den Stand der Untersuchung anläßlich der Über­
schreitung der Mittel beim Bau des Münchener 
Residenztheaters zu berichten? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatsminister für Unterricht und Kultus 
Dr. Schwalber. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Ich 
kann lediglich mitteilen, daß inzwischen das Gut­
achten des Obersten Rechnungshofs eingetroffen 

ist, daß aber auf Grund dieses Gutachtens erst die 
weiteren Erhebungen vorgenommen werden müs­
sen. Ich könnte Ihnen also heute höchstens das Gut­
achten, das erst am Samstag mi ttag bei mir einge­
laufen ist, auszugsweise bekanntgeben, wenn das 
Haus daran Interesse hat. Es .erscheint aber nicht 
zweckmäßig, das Gutachten von Anfang an bis zum 
Schluß zu verlesen; denn der Tatbestand des Gut­
achtens ist genau derselbe, wie ich ihn in der letzten 
Sitzung anläßlich der Interpellation dem Haus vor­
getragen habe. Auch hier geht es um die einzelnen 
Ziffern: 11 Millionen, 7 Millionen, 4 Millionen, auch 
um die 506 000 DM, die seinerzeit für Abbruch­
arbeiten und Sicherungsarbeiten veranschlagt, aber 
in dem 'Gesamtkostenanschlag nicht mitaufgenom­
men waren. 

Ich glaube, im gegenwärtigen Stadium dürfte das 
Hohe Haus am meisten interessieren, was der 
Oberste Rechnungshof nach Feststellung dieses Tat­
bestandes, der sich, wie gesagt, kaum von dem 
unterscheidet, den ich in der letzten Sitzung be­
kanntgegeben habe, darüber hinaus noch an Wert­
urteilen beziehungsweise als Stellungnahme in dem 
Gutachten zum Ausdruck bringt. Es sind verhält­
nismäßig kurze Ausführungen, die aber nach mei­
nem Dafürhalten doch geeignet sind, schon heute 
zur Kenntnis genommen zu werden, ohne daß man 
der weiteren Untersuchung des Falles vorgreifen 
müßte. Es heißt am Schluß des Gutachtens: · 

Die Kosten von etwa 10 Millionen D-Mark 'für 
das Residenztheater allein halten sich im Ver­
hältnis zu den Kosten vergleichbarer Bauten 
vor dem ersten Weltkrieg und zwischen den 
beiden Weltkriegen im Hinblick auf die beson­
ders gute technische Bühnengestaltung und 
Bühneneinrichtung unter Berücksichtigung der 
entsprechenden-.Indexziffern für die Baukosten 
im Rahmen des Vertretbaren. Das neue Staats­
theater erscheint dem Obersten Rechnungsh6f 
sowohl hinsichtlich seiner Architektur wie auch 
hinsichtlich seiner ganzen Ausgestaltung (mo-' 
derne wandlungsfähige Bühne) als kein unzeit­
gemäß aufwendiger Bau und als Staatstheater 
auch keineswegs übertrieben repräsentativ. Die 
zu niedrige Schätzung der Baukosten im ur­
sprünglichen Kostenanschlag hat in der Öffent­
lichkeit zu einer sehr heftigen Kritik geführt, 
die wohl hätte vermieden werden können, wenn 
unter Berücksichtigung ,der Indexziff~rn die 
Kosten früherer vergleichbarer Bauten in der 
Einheit der Raumkosten bei der Kostenver­
anschlagung und Schätzung prüfend und. ver­
gleichend herangezogen worden wären. Archi­
tekten, Baumeister und Künstler neigen nach 
jahrhundertealten Erfahrungen ohnehin dazu, 
die Kosten ihrer Werke häufig zu niedrig zu 
veranschlagen. 

Und dann kommen noch weitere Empfehlungen. 
Ich werde selbstverständlich das Gutachten dem 
Haushaltsausschuß vorlegen, wenn der Antrag auf 
Nachbewilligung der erforderlichen Summen zur 
Debatte steht. Es wird gefordert: 

Besonders dringend ist die beschleunigte Ab­
rechnung aller Bauarbeiten und sobald als mög­
lich die Aufstellung einer Gesamtbaurechnung 
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für die einzelnen Bauvorhaben. Die Bereitstel­
lung von Mitteln zur Zahlung längst fälliger 
Rechnungen ist vordringlich, damit Zins- und 
Schadensersatzforderungen der Unternehmer 
nach Möglichkeit vermieden werden können. 
Die Rechnungen sämtlicher Baumaßnahmen des 
Baubüros Residenztheater sollen nach Fertig­
stellung eingehend nachgeprüft werd·en, damit 
ein umfassender und genauer Rechenschafts­
bericht für die in der Öffentlichkeit so viel um­
strittenen Baumaßnahmen des Baubüros für 
das Residenztheater möglich ist. Die gesamten, 
noch zu vergebenden Arbeiten sind nach Ge­
nehmigung der Fortführung der Bauarbeiten 
soweit nur ir&"~nd möglich im Leistungsvertrag 
zu vergeben. Uberschreitungen müssen auf alle 
Fälle vermieden werden. Die Rechnungen sind· 
vor Zahlung sorgfältig zu prüfen. Soweit noch 
Rückzahlungen bei vorliegenden bereits be­
zahlten Rechnungen in Frage kommen, sind bei 
weiteren Zahlungen an die einschlägigen Unter­
nehmer entsprechende Rückhalte zu machen. 
Das Baubüro hätte umgehend die Personal­
fragen zu regeln, um eine vorschriftsmäßige 
Abwicklung der gesamten Baurechnung mit 
größter Beschleunigung zu ermöglichen. 

Das ist das vorläufig abschließende Urteil des 
Obersten Rechnungshofs.· Sie ersehen daraus: Es 
haben sich keine wesentlich neuen Gesichtspunkte 
ergeben, es wird sich aber letztlich darum handeln, 
daß weitergebaut wurde, ohne rechtzeitig vom 
Landtag die erforderlichen Mittel anzufordern. Eins 
dürfte auf Grund des Gutachtens des Obersten 
Rechnungshofs jetzt schon feststehen: daß kein 
Pfennig veruntreut wurde und daß auch kein Pfen­
nig unnötig, wenn vielleicht auch vorzeitig, ausge­
geben wurde. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Falle 

Falk (FDP): Hohes Haus! Meine Anfrage richtet 
sich an das Staatsministerium der Finanzen und an 
das Staatssekretariat für das Flüchtlingswesen. 

Pressemeldungen zufolge hat der Heimatvertrie­
bene Josef Schneider nicht nur eine 18 Tagwerk 
große Siedlungsstelle im Dachauer Landkreis, son­
dern von Juli 1948 bis April 1949 Kredite in Höhe 
von 23 000 DM, einen Flüchtlingsproduktivkredit in 
Höhe von 10 000 DM und schließlich, obwohl erbe­
reits im Oktober 1949 den Offenbarungseid gelei­
stet hatte, im Januar 1950 noch 5 000 DM Bundes­
beihilfe erhalten. Sämtliche Beträge sind betrügeri­
schen Machenschaften zum Opfer gefallen. 

Meine Anfrage lautet: Haben das Finanzministe­
rium und das Staatssekretariat für das Flüchtlings­
wesen hier ihrer Aufsichtspflicht genügt und wie 
glauben sie in Zukunft solche Fehlleitungen ver­
meiden zu können? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatssekretär Dr. Ringelmann. 

Dr. Ringelmann, Staatssekretär: Hohes Haus! Die 
kurze Anfrage des Herrn Abgeordneten. Falk kann 
ich wie folgt beantworten. 

Der Flüchtling Josef Schneid e r , Inhaber einer 
Forst- und Obstbaumschule in Purtlhof, Post Röhr­
moos, hat von der Kreis- und Stadtsparkasse 
Dachau-Indersdorf einenFlüchtlingsproduktivkredit 
in Höhe von 10 000 DM erhalten. Für diese Summe 
hat der bayerische Staat, vertreten durch das Staats­
sekretariat für das Flüchtlingswesen, am 18. Okto­
ber 1948 die Ausfallbürgschaft übernommen. Der 
Kredit wurde staatlicherseits mit 5 000 DM refinan­
ziert. Er war abgesichert durch Sicherungsübereig­
nungen und durch Abtretung einer Forderung gegen 
das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten in Höhe von 55 000' DM. Später 
hat sich herausgestellt, daß diese Forderung bereits 
an die Volksbank Dachau abgetreten war. Außer­
dem hat der Kreditnehmer eine sicherungsüber­
eignete Fräse, eine Motorhacke und Sämereien ver­
kauft, den Erlös aber vereinbarungswidrig nicht an 
die Stadtsparkasse abgeführt. Hierwegen wurde bei 
der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Mün­
chen II Anzeige erstattet. Der Kreditnehmer ist nach 
Verübung verschiedener Betrügereien flüchtig ge­
gangen und wird polizeilich gesucht. Die Akten wur­
den am 21. Juli 1950 auf Ansuchen an die General­
staatsanwaltschaft. bei der Zentralstelle zur Be­
kämpfung von Korruption und Schwarzhandel 
übersandt. 

Wenn in der Anfrage von weiteren Krediten die 
Rede ist, so muß ich dazu erklären, daß von den 
23 000 DM Krediten dem Finanzministerium nichts 
bekannt ist. Vermutlich handelt es sich um Kredite 
die seitens der Landessiedlung gewährt oder ver~ 
mittelt worden sind. Dem Finanzministerium ist 
auch nichts bekannt von 5000 DM angeblicher Bun­
deshilfe. Vermutlich handelt es sich um ein Bau­
hilfedarlehen nach dem Soforthilfegesetz. 

Aus den vorhandenen Teilakten - die Haupt­
akten s.ind an die Staatsanwaltschaft abgegeben -
geht hervor, daß der Betrieb selbst durch einen von 
der Landessiedlung eingesetzten neuen Flüchtlings­
siedler weitergeführt wird. An sich war· der Kredit 
von dem kreditausreichenden Bankinstitut der 
Kreis- und Stadtsparkasse Dachau-Indersdo;f, zu 
überwachen. Das Finanzministerium hat von der 
Tatsache der vom Kreditnehmer verübten Betrü­
gereien durch die Kreis- und Stadtsparkasse ent­
sprechend den in den Richtlinien angeordneten 
Überwachungsmaßnahmen Kenntnis erhalten. Ir­
gendwelche Umstände aber, die auf einen Ver­
trauensmißbrauch des Kreditnehmers schließen 
ließen, waren bei der Bürgschaftserteilung nicht be­
kannt. Bei der Instruierung staatsverbürgter Kre­
dite sind nach den Richtlinien ·des Staatsministe­
riums der Finanzen für die Gewährung der Flücht­
lingskredite die beruflichen, kaufmännischen und 
technischen Verhältnisse des Antragstellers vor 
allem zu berücksichtigen. Fehlleitungen von Kredi­
ten lassen sich weder bei Krediten mit, noch bei 
Krediten ohne Staatsbürgschaften vermeiden, wenn 
der Kreditnehmer es versteht, die kreditgebende 
Bank oder den Bürgen durch strafbare Handlungen 
zu täuschen. Was die Überwachung der Kredite in 
der Zukunft anlangt, so erfolgt diese nach dem Ge­
setz über die Landesanstalt für Aufbaufinanzierung. 
Die Landesanstalt wird für diese Aufgabe mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden. 
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Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ospald. · 

Ospald (SPD): Meine Damen und Herren! Meine 
Anfrage richtet sich an den Herrn Staatsminister 
der Finanzen. Kann der. Herr Staatsminister der 
Finanzen darüber Auskunft geben: 

1. Wieviel Finanzmittel für den sozialen Woh­
nungsbau 1~51 in Bayern insgesamt zur Verfügung 
stehen, 

2. in welcher Höhe sie auf die einzelnen Regie­
rungsbezirke zur Verteilung gelangen? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
· der Herr Finanzminister Dr. Zorn. 

Dr. Zorn, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Zu der Frage, wieviele Finanzmittel für 
den sozialen Wohnungsbau in Bayern zur Ver­
fügung stehen, möchte ich folgendes sagen: 

An nachstelligen Finanzmitteln für den sozialen· 
Wohnungsbau 1951 stehen in Bayern zur Ver­
fügung: 

a) Bundesmittel vorläufig 
Mittel des Hauptamts für Sofort­
hilfe für den allgemeinen sozialen 
Wohnungsbau 
Mittel des Hauptamts für Sofort­
hilfe für die innerbayerische 
Binnenumsiedlung rund 
Aufkommen aus den Umstel­
lungsgrundschulden rund 

b) Landesmittel: Rest aus der Bau­
notabgabe 1949 
Wohnungsbaulotterie 
allgemeine Ha ushal tsmi ttel 

zusammen: 

35 354 000 DM 

46 200 000 DM 

12 000 000 DM 

60 000 000 DM 

1500 000 DM 
350 000 DM 

5 000 000 DM 

160 .389 000 DM 

Für Sonderzwecke im Rahmen des Wohnungsbaus· 
stehen zur Verfügung: Finanzierungsbeihilfen aus 
Mitteln des Hauptamts für Soforthilfe 17 Mil­
lionen D-Mark, aus Mitteln des Bundes für Alt­
Besatzungsverdrängte 6 800 000 DM, Mitteln des 
Bundes oder Landes für verlorene Baukosten­
zuschüsse aus Anlaß der Auflösung von Flücht­
lingslagern 6 Millionen D-Mark, Mitteln des Fuß­
ball-Totos für Lehrlingsheime 2 250 000 DM, Staats­
dienerdarlehen 5 Millionen D-Mark, zusammen 
37 050 000 DM. Ferner stehen an Mitteln der wert­
schaffenden Arbeitslosenversicherung und Arbeits:. 
losenfürsorge zur Verfügung: aus der Grund­
förderung - Mitteln des Bundes und Beitrags­
mitteln - 9 Millionen D-Mark, aus der verstärkten 
Förderung - Landesmitteln - 3 Millionen D-Mark, 
zusammen 12 Millionen D-Mark. 

Ich darf zusammenstellen: Nachstellige Mittel 
160 389 000 DM, für Sonderzwecke 37 050 000 DM, 
wertschaffende Arbeitslosenversicherung 12 Mil­
lionen D-Mark, zusammen 209 439 000 DM. 

Nun zur Frage: In welcher Höhe werden die 
Mittel auf die einzelnen Regierungsbezirke ver­
teilt? Die Mittel werden von der Obersten Bau-

behörde nach einem vom Landtag beschlossenen 
Schlüssel verteilt. Danach bekommt München 19 Pro­
zent, Nürnberg 13 Prozent, Würzburg 4 Prozent, 
Augsburg 4 Prozent, und die Regierungsbezirke 
Oberbayern 11 Prozent, Niederbayern 8 Prozent, 
Oberpfalz 7 Prozent, Oberfranken 10 Prozent, Mit­
telfranken 7 Prozent, Unterfranken 8 Prozent, 
Schwaben 9 Prozent, zusammen also 100 Prozent. 

Die Sonderprogramme werden außerhalb ·dieser 
Kontingente verteilt. Nähere Auskünfte werden 
Ihnen die Oberste Baubehörde und das Innen­
ministerium geben können. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Lanzinger. 

Lanzinger (BP): Meine Damen und Herren! 
Meine Anfrage richtet sich an den Herrn Staats­
minister des Innern. 

In den Städten, denen zugemutet wird, für die 
DPs neue größere und billigere Wohnungen zu 
bauen, als sie vielfach den Einheimischen und den 
Heimatvertriebenen zur Verfügung stehen, wurde 
deshalb eine Verbitetrung ausgelöst, Weil man die 
Städte entgegen allen demokratischen Regeln ein­
fach vor .eine vollendete Tatsache gestellt und sie 
weder in die Projektierung noch in die Plan­
fertigung usw. eingeschaltet hat. 

Inwieweit war das Staatsministerium von den 
Plänen der Bundesregierung in Kenntnis gesetzt 
und warum hat diese Stelle nicht rechtzeitig mit· 
den Städten Fühlung genommen oder wenigstens 
die Oberbürgermeister eingeschaltet? 

Vizepräsident ~agen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatssekretär Dr. Nerreter. 

Dr. Nerreter, Staatssekretär: Ich bitte die Anfrage 
das nächste Mal beantworten zu dürfen; sie war 
nicht rechtzeitig bekannt geworden. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab-. 
geördnete Kiene. 

Kiene (SPD): In der letzten Zeit wurden mehrere· 
Fälle von schweren Überschreitungen des Züch­
tigungsrechts strafrechtlich abgeurteilt. 

Ich frage den Herrn Kultusminister, was sein 
Ministerium in diesen Fällen disziplinarrechtlich 
·veranlaßt hat. 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatsminister Dr. Schwalber. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Wenn ich recht 
verstanden habe, hat der Herr Abgeordnete Kiene 
allgemein nach den Fällen gefragt, - -

(Abg. Kiene: Einzelne Fälle sind vorgekommen. 
Wie werden sie disziplinarrechtlich behandelt?) 

- Soweit eine Überschreitung des Züchtigungs­
rechts feststellbar ist, wird das Disziplinarverfahren 
durchgeführt. Wenn ich mich nicht täusche, Herr 
Abgeordneter Kiene, habe ich vor einigen Wochen 
auf diese Frage schon einmal eine Antwort ge-

3 
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geben. Es hat sich doch dabei um einen Fall im 
Bereich des Chiemsees gedreht. 

(Abg. Kiene: In Rosenheim.) 

- In Rosenheim. Da habe ich doch bekanntgegeben, 
daß der Lehrer meines Wissens inzwischen ent­
lassen wurde. 

Die Ahndung einer Überschreitung des Züch­
tigungsrechts erfolgt in einem Disziplinarverfahren, 
also einem gerichtlichen Verfahren, auf dessen Ab­
lauf das Ministerium selbst keinen Einfluß hat. 
Im übrigen darf ich bekanntgeben, daß die Zahl · 
der Übersclireitungen des körperlichen Züchtigungs­
rechts minimal ist. Es sind einige wenige Fälle, die 
bei uns anhängig werden. 

(Abg. Dr. Brücher: Die bekannt werden! -
Abg. Dr. Hundhammer: Dafür sorgen Sie 

schon. - Heiterkeit) 

Die Zahl fällt praktisch nicht ins Gewicht im Ver­
gleich zu der großen Anzahl von Kindern, die in 
der Schule unter Umständen einmal gemaßregelt 
werden müssen .. 

Wenn der Antrag der Abgeordneten Frau 
Dr. Brücher und Bezold zur Debatte steht, die An­
ordnung meines Amtsvorgängers wieder aufzu­
heben, dürfte reichlich Gelegenheit geboten sein, 
die Frage des körperlichen Züchtigungsrechts im 
einzelnen aufzurollen. Dann können sich auch die 
Gemüter dafür und dagegen erhitzen. Im übrigen 
müßte eben eine genaue Statistik erstellt werden, 
wieweit Überschreitungen des körperlichen Züch­
tigungsrechts jeweils festzustellen sind. Ich darf 
Ihnen aber verraten, daß durchaus nicht immer 
von einer Überschreitung des körperlichen Züch­
tigungsrechts die Rede sein kann, wenn vielleicht 
einmal ein Schüler gemaßregelt wird. 

(Sehr richtig!) 

Mir liegt zur Zeit ein Akt vor, daß ein Lehrer im 
Disziplinarverfahren verfolgt wird, weil er einem 
Achtkläßler, der mit erhobenen Fäusten auf ihn 
zuging, eine Ohrfeige versetzt hat. 

(Abg. Dr. Hundhammer: So muß es kommen! 
Das geht uns noch ab! - Beifall bei der CSU) 

Die Überschreitung des körperlichen Züchtigungs­
rechts ist deshalb unterstellt worden, weil - nun 
darf ich Ihnen die Legaldefinition vorlesen, die ich 
mir als Kuriosum in mein Notizbüchlein geschrie­
ben habe - „nicht die Züchtigung mittels einer 
Rute oder eines mäßig starken, biegsamen Stäb­
chens durch Streichen auf die Fläche der Hand vor­
genommen wurde". Ich habe mir erlaubt, in den 
Akt hineinzuschreiben: Was eine Tatze ist, ·weiß 
'jedes Kind, geschweige denn jeder Lehrer. Es be­
darf keiner Legaldefinition für diese Einrichtung. 
Im übrigen empfehle ich dem betreffenden Re­
ferenten, einmal den „Brucheinser" von Ludwig 
Thoma wieder nachzulesen. 

(Starke Heiterkeit) 

Ich habe in dem erwähnten Fall den Standpunkt 
vertreten, daß für eine Betrachtungsweise unter 

dem Gesichtspunkt der Überschreitung des körper­
lichen Züchtigungsrechts kaum mehr Platz wäre. 
Ich habe den zuständigen Behörden nahegelegt, 
den Fall auch unter dem Gesichtspunkt zu über­
prüfen, ob der Lehrer nicht in Notwehr gehandelt 
hat. 

(Sehr richtig!) 

Denn ich möchte es meinen Lehrkräften nicht zu­
muten, so lange zu warten, bis sie von den Kindern 
gehaut werden. 

(Lebhafter Beifall rechts) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Greib. 

Greib (CSU): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an das bayeri­
sche Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten. 

Durch die bayerische Tagespresse ging die Nach­
richt, daß ein gewisser Dr. U 11 r ich zur Zeit 
Gegenstand staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen 
sei, da der dringende Verdacht von Vergehen im 
Zusammenhang mit Zuckergeschäften besteht. Da­
bei wurde erwähnt, daß zwischen Dr. Ullrich und 
der Zuckerfabrik Regensburg Beziehungen bestehen 
sollen. Da der bayerische Lebensmittel-Einzel­
handel bei der jetzt herrschenden Zuckerknappheit 
aus Gesprächen mit seinen Vorlieferanten vom 
Großhandel immer wieder die Feststellung treffen 
konnte, daß der Großhandel von der Zuckerfabrik 
Regensburg trotz gleichbleibender monatlicher Frei­
gaben der Menge nach sehr unterschiedlich belie­
fert wird und ein gleichbleibender Verteilungs­
schlüssel weder erkennbar ist noch trotz Anfragen 
bekanntgegeben wird, richte ich an die Staats­
regierung folgende Fragen: 

1. Macht das bayerische Ernährungsministerium 
von der im Zuckergesetz enthaltenen Ermächtigung, 
Auskünfte aller Art von ·den Zuckerfabrikanten 
zu verlangen, in der Form . Gebrauch, daß durch 
Überprüfungen bei der Zuckerfabrik Regensburg 
festgestellt wird, ob die Zuckerverteilung nach 
einem gerechten Schlüssel erfolgt? 

2. Wenn ja, welches Ergebnis haben diese Über­
prüfungen gehabt? 

3. Welche Feststellungen konnten insbesondere über 
das Belieferungsverhältnis Ernährungshandel, Kon­
sumgenossenschaften und Verarbeitungsindustrie 
getroffen werden? 

4. Wenn nein, warum unterblieben derartige Über­
prüfungen trotz der offensichtlichen Mißstände? 
Wann gedenkt das bayerische Ernährungsmini­
sterium derartige Überprüfungen durchzuführen? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
Herr Landwirtschaftsminister Dr. Schlögl. 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Greib 
hat den Fall U 11 r ich dazu benutzt, um eine all­
gemeine Frage zu stellen. Zum Fall Ullrich kann 
ich nur bemerken, daß diese Angelegenheit von der 
Staatsanwaltschaft untersucht wird. 
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Infolge der Aufhebung der Bewirtschaftung hat 
das bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten keine Rechtsgrundlage 
mehr, auf den Verteilungsmodus der Zuckerliefe­
ranten Einfluß zu nehmen. ,Zucker kann frei ver­
kauft und bezogen werden. 

(Abg. Kiene: ... und verschoben werden!) 

Auch, in der freien Wirtschaft sind alle Mög­
lichkeiten offen. 

(Heiterkeit) 

Die Auskünfte, die nach dem Zuckergesetz von den 
obersten Landesbehörden eingeholt werden kön­
nen, können sich nur darauf beziehen, ob der be­
treffende Zuckerlieferant die freigegebenen Zucker­
mengen tatsächlich restlos in den Verkehr bringt 
und ob er dabei die vom: Bundesministerium ge­
machten Lieferauflagen einhält, das heißt, ob die 
für Bayern bestimmten Zuckermengen tatsächlich 
in Bayern abgegeben werden. Diese Auskünfte wer­
den regelmäßig eingeholt und Mißstände der Bun­
desregierung gemeldet. 

Die Verteilung des Zuckers innerhalb des Landes 
liegt allein im Ermessen der Zuckerlieferanten. Die 
Möglichkeit einer Einflußnahme durch das bayeri­
sche Staatsministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten besteht nicht. Nach § 4 des 
Zuckergesetzes ist nur der Bundesminister berech­
tigt, bestimmte Lieferauflagen für die Zuckerfabri­
ken und den Zuckerhandel festzusetzen. Diese Sach­
lage trifft auch für die Zuckerfabrik Regensburg zu. 
Die Tatsache, daß trotz der für das Land gleich­
bleibenden Freigaben die von der Zuckerfabrik 
Regensburg errechneten Kontingente verschieden 
waren, ergibt sich daraus, daß der Anteil der Fabrik 
an diesen Freigaben seiner Höhe nach unterschied­
lich war. Wenn beispielsweise Importzucker zur 
Verfügung stand, wurden die Freigaben von In­
landzucker ~ntsprechend gekürzt. Der Verteilungs­
schlüssel, den die Zuckerfabrik errechnete, blieb 
dabei immer der gleiche; es änderte sich nur die 
Zuteilungsmenge für die einzelnen Bezieher. 

Die Feststellung des Belieferungsverhältnisses 
von Ernährungshandel, Konsumgenossenschaften 
und Verarbeitungsindustrie allein bei der Zucker­
fabrik Regensburg ergibt noch kein gültiges Bild 
für eine Beurteilung, da diese Beziehergruppen zu­
sätzlich von einer großen Anzahl anderer Zucker­
lieferanten Zucker erhalten, und zwar wiederum 
auf der Basis ihrer früheren Bezüge bei diesen 
Lieferanten. 

In diesem Zusammenhang wird noch bemerkt, 
daß sich das Bundesernährungsministerium gemein­
sam mit den Vertretern der Zuckerwirtschaft ent­
schlossen hat, ab 16. Juni 1951 ein neues Zuckerver­
teilungssystem einzuführen, das im Rahmen des 
Zuckergesetzes nach Möglichkeit eine einheitliche 
Verteilung gewährleisten soll. Heute hat in meinem 
Ministerium die erste Besprechung mit allen inter­
essierten Berufsverbänden stattgefunden. Ich hoffe, 
daß die Auswüchse, die wir bisher gerade bei der 
Lieferung von Zucker beobachten konnten, durch 
d_ie Disziplin der Berufsverbände beseitigt werden 

'können. Wenn das nicht gelingen sollte - ich habe 
das den interessierten Berufsverbänden heute ganz 
offiziell mitgeteilt -, dann bliebe kein anderer 
Weg mehr übrig, als wieder mit Bewirtschaftungs-
grundsätzen zu arbeiten. · 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Wüllner. 

Dr. Wüllner (DG): Meine Anfrage richtet sich an 
den Herrn Staatsminister des Innern. Sie betrifft 
die Räumung der Artillerie-Kaserne in Garmisch­
Partenkirchen. 

Die Bewohner der Artillerie-Kaserne in Gar­
misch-Partenkirchen, das sind rund 1500 Vertrie­
bene in 320 Wohnungen, sollen diese bis zum 
1. April 1952 räumen. Das gleiche gilt für die 
Flüchtlingsbetriebe in diesem Bereich. 

Welche Maßnahmen wurden getroffen, um eine 
Räumung der Artillerie-Kaserne zu verhindern? 
Welche Maßnahmen sind eingeleitet, um die Ver­
triebenen - falls die Artillerie-Kaserne geräumt 
werden muß - menschenwürdig und nach Tun­
lichkeit im Bereich von Garmisch-Partenkirchen 
anderweitig unterzubringen? Zuletzt: Welche Vor­
kehrungen wurden getroffen, um die Weiterfüh­
rung des Altersheimes, das in der Kaserne unter­
gebracht ist, auch für den Fall der Räumung der 
Kaserne zu sichern? 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
der Herr Staatssekretär Dr. Oberländer. 

Dr. Oberländer, Staatssekretär: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Es ist sicher, daß die 
Artillerie-Kaserne in Garmisch geräumt werden 
muß. Wir haben alles versucht, um von den 28 Ka.­
sernen, die geräumt werden müssen, möglichst viele 
zu retten, haben aber bisher nur in den Fällen Bay- _ 
reuth und Nürnberg Erfolg gehabt. Allerdings ist 
über die Frage Garmisch insofern eip_ Streit ent­
standen, als der US...:Resident Officer in Garmisch 
behauptet hat, daß diese Kaserne für amerikanische 
Truppen nicht benötigt würde. Wir haben aber aus 
Bonn die sichere Nachricht von der Dienststelle 
Blanck, daß diese Kaserne für amerikanische Trup­
pen in Anspruch genommen wird. Ich glaube, daß 
diese letztere Meldung richtig ist. Allerdings haben 
wir die Meldung auch erst seit 8 Tagen. 

Ich bin mehreremale in Bonn gewesen, um die 
Kaserne zu retten; es war nicht möglich. Was die 
Unterbringung der Heimatvertriebenen in der Ka­
serne anlangt, so sind alle Schritte unternommen. 
Es sind Mittel vorhanden, um zu bauen. Nachdem 
sicher ist, daß die Kaserne erst ab 1. April 1952 be­
nötigt wird, kann bis dahin in Garmisch gebaut 
werden, um die Heimatvertriebenen unterzubrin­
gen. Auch die entsprechenden Pläne für die Unter­
bringung der Heimatvertriebenen-Industrie sind 
vorhanden. 

Die Unterbringung des Altersheims ist noch nicht 
ganz geklärt; doch besteht die Möglichkeit, die In­
sassen auf vorhandene Altersheime zu verteilen. 
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Es ist genau so möglich, daß mit den Mitteln, die 
hierfür aus Besatzungskosten zur Verfügung ste­
hen, rechtzeitig ein neues Altersheim gebaut wird. 
Die Verhandlungen darüber sind noch nicht abge­
schlossen. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Hannsheinz Bauer. 

Bauer Hannsheiz (SPD): Meine Anfrage richtet 
sich an den Herrn Staatsminister der Finanzen in 
seiner Zuständigkeit für Beamtenfragen. 

In Kreisen der im öffentlichen Dienst beschäftig­
ten Personen hat es Beunruhigung hervorgerufen, 
daß derzeit Verbeamtungen in größerem Maßstab 
nicht durchgeführt werden. Ich richte daher an den 
Herrn Minister die Frage, ob und, wenn ja, warum 
in dieser Richtung eine generelle Verfügung ergan­
gen ist und wie lange Zeit diese gelten soll. 

Vizepräsident Hagen: Die Anfrage beantwortet 
Herr Staatsminister Dr. Zorn. 

Dr. Zorn, Staatsminister: Meine Damen und Her­
ren! Ich darf die Frage vom Platz aus beantworten. 
Diese Tatsache hängt mit dem Vollzug des Gesetzes 
zu Artikel 131 des Grundgesetzes zusammen. Wir 
wissen nicht, wieviel Beamte wir noch aufzuneh­
men haben; infolgedessen müssen wir bei der Er­
nennung neuer Beamten zurückhaltend sein. 

Vizepräsident Hagen: Punkt 1 der Tagesordnung 
ist erledigt. 

Ich rufe auf den 

Bericht des Ausschusses für Besoldungsfragen 
zum Antrag des Abgeordneten Donsberger be­
treffend Vorlage eines Gesetzentwurfs über die 
Erhöhung der Beamtengehälter einschließlich 
der Versorgungsbezüge (Beilagen 264, 495). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Strobl; 
ich erteile ihm das Wort. 

Strobl (SPD), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Donsberger stellte 
am 1. März 1951 den in Beilage 264 abgedruckten 
Antrag, der wie folgt lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, dem Land­
tag umgehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
wonach die Gehälter der Beamten und die ·Pen­
sionen der Ruhegehaltsempfänger unter Be­
rücksichtigung der seit 1. Oktober 1927 gestei­
gerten Lebenshaltung ab 1. April 1951 erhöht 
werden. 

Als Berichterstatter wurde ich, als Mitbericht­
erstatter Herr Abgeordneter Junker bestimmt. Der 
Auschuß für ,Besoldungsfrager hat sich in seiner 
6. Sitzung am 10. April 1951 mit diesem Antrag be­
faßt. 

Zunächst führte der Antragsteller, Abgeo'rdneter 
Dons b er g er, aus, im Bundeskabinett schwebten 
Verhandlungen bezüglich der Erhöhung der Gehäl­
ter der aktiven Beamten, zu einer Einigung sei es 

aber noch nicht gekommen. Sehr stark sei die Frage 
umstritten, ob auch die Ruhegehaltsempfäi;iger in 
diese Erhöhung mit einbezogen werden sollten. bie 
Lebenshaltungskosten hätten sich seit 1927 ständig 
erhöht. Nehme man den Stand von 1927 mit 100 an, 
so sei jetzt der Lebenshaltungsindex 132,51. Unter 
Zugrundelegung dieser Steigerung müßte nun eine 
allgemeine Erhöhung der Bezüge um ungefähr 
32 Prozent eintreten. Der Vorschlag des Bundes­
finanzministers, das Grundgehalt um 15 Prozent zu 
erhöhen, werde in der Öffentlichkeit eingehend dis­
kutiert. Da die Erhöhung der Bezüge nicht pensions­
fähig sein solle, werden die Ruhegehaltsempfänger 
in diese Regelung nicht einbezogen, weil sich ihre 
Bezüge aus den aktiven Bezügen errechnen. Gerade 
die Ruhegehaltsempfänger bekämen aber die Stei­
gerung des Lebenshaltungsindex a:m stärksten zu 
verspüren. Mit dem Antrag werde die Staatsregie­
rung nur aufgefordert, dem Bayerischen Landtag 
eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten. Der Finanz­
minister habe inzwischen im Plenum erklärt, er 
werde über die Staatsregierung eine Vorlage an den 
Bayerischen Landtag heranbringen, wenn die Frage 
der Gehaltserhöhung durch den Bund entschieden 
sei. Der Antrag gebe deshalb der Staatsregierung 
eine Unterlage für ihre Vorlage. 

Die beiden B er ich t erstatte r beantragten 
dann unter Würdigung des Schlußsatzes die Zustim­
mung zum Antrag, ohne in eine materielle Behand­
lung einzutreten. 

. Staatssekretär D r. Ringe 1 m an n begrüßte 
trotz der schwierigen Finanzlage des bayerischen 
Staates den Antrag, der eine Erhöhung der Ge­
hälter der Beamten und der Bezüge der Versor­
gungsempfänger bezwecke. Er führte unter ande­
rem aus, das Ministerium habe die Absicht, in den 
nächsten Tagen an den Ausschuß für den Staafa­
haushalt des Landtags herangetreten, um den baye­
rischen Beamten jene vorschußweisen Leistungen 
zu gewähren, die der Bund seinen Beamten gibt. 

Ich kann mir die weiteren Ausführungen des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Ringelmann in dieser 
Richtung schenken, weil der Antrag auf Gewährung 
von Vorschußzahlungen dem Hohen Hause bereits 
vorlag und ein entsprechender Beschluß gefaßt 
wurde. Ich werde nur die Ausführungen des Herrn 
Staatssekretärs wiedergeben, die den eigentlichen 
Antrag selbst betreffen. Er führte im einzelnen aus: 
Die Versorgungsempfänger sind bei den bisherigen 
Verbesserungen nicht berücksichtigt worden. Auch 
sie bedürfen einer Verbesserung ihrer Verhältnisse, 
da sie noch geringere Einkünfte als die aktiven Be­
amten haben und die Teuerung noch schwerer auf 
ihnen lastet. Es ist aber nicht möglich, die Versor­
gungsbezüge mit einem gleichmäßigen Zuschlag zu 
regeln, weil es eine Vielzahl von Versorgungs­
bezügen gibt. Es bedarf hierzu eines eigenen Ge­
setzes, an dem zur Zeit im Bund gearbeitet wird. 
Auch Bayern wird dazu kommen müssen, eine der­
artige Regelung in Angriff zu nehmen. Sämtliche 
Zulagen, die jetzt gegeben werden, sind nicht ruhe­
gehaltsfähig. Bei den Verhandlungen im Finanz­
ausschuß des Bundesrats und der Finanzminister 
der Länder ist eingehend über diese Frage gespro­
chen worden. Man ist zu der Überzeu~ung gekom-
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men, daß man einen wesentlichen Anreiz, zu einer 
Neuregelung der Besoldungsverhältnisse zu kom­
men, nehmen würde, wenn man jetzt Zulagen zu 
den Gehältern gewähre. Es ist notwendig, das Be­
soldungssystem nachzuprüfen und bei dieser Ge­
legenheit die Gehälter in die Relation zu setzen, die 
erforderlich ist, um Ungleichheiten zu verme'iden. 
Wird bei der heutigen Relation ein einheitlicher 
gleicher Teuerungszuschlag gewährt, und dieses 
Verfahren fortgesetzt, dann wird, soweit der Zu­
schlag prozentual ist, eine starke Spannung zwi­
schen den obersten und untersten Bezügen eintreten 
oder, soweit der Zuschlag absolut ist, also 20, 30 od~r 
noch mehr Mark beträgt, allgemein eine Nivellie­
rung zwischen oben und unten stattfinden. Beide 
Folgen müssen vermieden werden. Es muß wieder 
ein gesundes Besoldungssystem erreicht werden, 
das hinsichtlich der Nettobezüge den besonderen 
Anforderungen, die an die Beamten gestellt wer­
den, und ihrer Eingruppierung Rechnung trägt. 
Erst dann kann an eine endgültige Regelung der 
Pensionistenbezüge herangetreten werden. 

Bezüglich der Gehälter der Angestellten führte 
Staatssekretär Dr. Ringelmann aus, daß die Bezüge 
der Angestellten auf einer Tarifvereinbarung be­
ruhen und daß jede Änderung nur durch eine Tarif­
vereinbarung vorgenommen werden könne. Im 
Interesse einer Einheitlichkeit der Gehälter der An­
gestellten sei Bayern mit Wirkung vom 1. April der 
Tarifgemeinschaft der deutschen Länder beigetre­
ten, infolgedessen sei das Abkommen für die Ar­
beiter verbindlich für Bayern, und es bedürfe nur 
noch untergeordneter Überleitungsverhandlungen 
mit der Gewerkschaft, um zu einer Durchführung 
zu kommen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses, Abgeordneter 
Hofmann, wies darauf hin, daß die von der Bun­
desregierung getroffene Regelung für die Beamten 
und Angestellten der unteren Gehaltsgruppen nur 
ganz geringe Verbesserungen mit sich bririge. Er 
hielt eine Grenze für erforderlich in der Form, daß 
die unteren Gehaltsgruppen etwas gehoben wer­
.den, die oberen Gehaltsgruppen aber etwas weniger 
erhalten. Eine prozentuale gleichmäßige Erhöhung 
werde die Unterschiede zweifellos vergrößern und 
das ganze Problem noch mehr erschweren. Die Re­
gierung müsse darauf achten, daß den unteren Ge­
haltsgruppen eine Existenzsicherung gegeben wird. 
Selbstverständlich müsse eine gesunde Staffelung 
der Besoldungsgruppen untereinander gewähr­
leistet bleiben, auch dann, wenn die untersten 
Gruppen,_die heute zum größten Teil schlechter ge­
stellt sind als die einfachsten Arbeiter, eine Ver­
besserung erfahren. 

Der Antragsteller, Abgeordneter Dons berge r, 
sprach dem Staatssekretär Dr. Ringelmann seinen 
Dank· aus für dessen Ausführungen, von denen er 
angenehm überrascht gewesen,sei. Er hatte ange­
nommen, die Staatsregierung werde sich gegen die­
sen Antrag wenden. 

Der Ausschuß gab dem Antrag einmütig seine Zu­
stimmung. Ich bitte das Hohe Haus, dem Beschluß 
beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir stimmen ab. 
Wer für den Antrag des Ausschusses ist, wolle sich, 
vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen""'. 
probe. - Ich stelle die einmütige Zustimmung des 
Hauses zu diesem Antrag fest. 

Ich rufe auf: 

Bericht des Ausschusses für Besoldungsfragen 
zum Antrag des Abgeordneten Bauer Hanns­
heinz und Fraktion betreffend Überführung 
der im Lehrberuf als Angestellte tätigen Per­
sonen in das Beamtenverhältnis (Beilagen 358, 
496). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Pitt­
roff; ich erteile ihm das Wort. 

Pittroff (SPD), Berichterstatte~: Meine Damen 
und Herren! In der 6. Sitzung des Ausschusses für 
Besoldungsfragen am 10; April 1951 wurde der An­
trag Bauer Hannsheinz und Fraktion betreffend 
Überführung der im Lehrberuf als Angestellte 
tätigen Personen in das Beamtenverhältnis behan­
delt. Der Antrag hat folgenden Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wolle dafür Sorge tragen, 
daß die im Lehrberuf an Volksschulen stehen­
den Personen, die bereits vor der Kapitulation 
bayerische Beamte gewesen sind und im An­
gestelltenverhältnis wiederum Lehrtätigkeit 
ausüben, baldmöglichst ins Beamtenverhältnis 
zurückgeführt werden. 

In der Beratung kam einhellig die Meinung zum 
Ausdruck, daß dem Antrag stattgegeben werden 
müsse. Im einzelnen wurden folgende A'tgumente 
vorgebracht: · 

Der Berichterstatter, Abgeordneter Pitt­
roff, führte aus: Nach der alten bayerischen Besol­
dungsordnung gab es im Lehrberuf überhaupt 
keine Angestellten, sondern nur Lehramtsanwärter 
und Lehrer, also Beamte schlechthin. Lehrer; die 
im Angestelltenverhältnis beschäftigt werden, kom­
men der Staatskasse nicht billiger, weil die Bei­
träge zu den Sozialversicherungen geleistet werden 
müssen. Das Angestelltenverhältnis ist nur aus 
politischen Gründen geschaffen worden. Da aber 
diese Lehrer im Angestelltenverhältnis die fach­
lichen, charakterlichen und demokratischen Eigen­
schaften aufweisen sowie die gesundheitlichen und 
allgemein beamtenrechtlichen Voraussetzungen er­
füllen müssen und da sie sich beruflich und außer­
beruflich im Geist der konstitutionellen Demokratie 
bewähren müssen, dürften die in den Jahren 1945 
und 1946 maßgebenden Gründe für die ,Beschäf­
tigung im Angestelltenverhältnis weggefallen sein. 
Der Mi 1l berichte r statte r, Dr. Gromer, schloß 
sich den Ausführungen des Berichterstatters voll­
inhaltlich an. 

Der Regierungsvertreter, Regierungsdirektor Dr. 
B 1 a es in g, führte, wie der Berichterstatter, den 
jetzigen Zustand auf die Entwicklung in· der· Zeit 
nach 1945 zurück. Schon in der inzwischen auf-

4 



702 Bayerischer Landtag - 26. Sitzung. Dienstag, den 29. Mai 1951 

(Pittroff [SPD]) 

gehobenen Verordnung Nr. 113 war vorgesehen, 
daß Lehrer und ehemalige Beamte wieder in das 
Beamtenverhältnis übernommen werden können. 
Die Anstellung im Angestelltenverhältnis sollte nur 
in Frage kommen, soweit nach den damaligen 
Stellenplänen keine Planstellen vorhanden waren. 
Der Haushalt 1950/51 des Kultusministeriums ent­
hält noch 1349 Angestelltenstellen. Das Ministerium 
wird beantragen, im Haushalt 1951/52 diese Stellen 
in Beamtenstellen umzuwandeln. Eine entsprechende 
Entschließung des Ministeriums ermächtigt die Re­
gierungen, ohne weitere Entnazifizierungsvorbe­
halte, dem Antrag Rechnung zu tragen. Insgesamt 
Wird es .sich um etwa 500 Lehrer handeln. Es .sollen 
aber auch rund 3000 Flüchtlingslehrer in das Be­
amtenverhältnis übernommen werden. 

Herr Kollege Dr. L e n z hielt die Annahme des 
Antrags wie auch die Aufhebung der Verordnung 
Nr. 113 für außerordentlich gefährlich; denn es 
müßten dann alle Mitläufer in die Verwaltungen 
übernommen und die Nichtnationalsozialisten wie­
der entlassen werden. 

Abgeordneter 0 s t e r m e i e r widersprach dieser 
Auffassung des Vorredners, ebenso Kollege Enge 1, 
der betonte, dem Lehrer müsse die berufliche 
Freude zurückgegeben und die geheime Opposition, 
mit der er dem Staat noch gegenübersteht, ge­
nommen werden. 

Abgeordneter Dr. E b er h a r d t bezeichnete die 
Ausführungen des Kollegen Dr. Lenz für durchaus 
richtig und verwies dabei auf die Tätigkeit des 
Deutschen Blocks. Er fügte aber hinzu, der Antrag 
stelle die notwendige Konsequenz dar, die aus der 
Aufhebung der Verordnung Nr. 113 gezogen wer-
den müsse. · 

Staatssekretär Dr. Ring e l m an n erklärte: Die 
Verordnung Nr. 113 hat grundsätzlich die Wieder­
einstellung als Beamter vorgesehen. Die Einstellung 
als Angestellter sollte eine Ausnahme bilden. Das 
Kultusmi~isterium hat recht getan, sich die Lehrer 
vor der Übernahme in das lebenslängliche Beamten­
verhältnis genauer anzusehen. Das Finanzministe­
rium hat aber wiederholt dem Kultusministerium 
nahegelegt, die Zeit der Verwendung der Lehrer 
im Angestelltenverhältnis zu verkürzen. Leider ist 
im Kultusministerium die Überführung in das Be­
amtenverhältnis im Rahmen der verfügbaren Plan­
stellen - und es standen solche zur Verfügung -
nicht sehr rasch vor sich gegangen. Seitens des 
Finanzministeriums werden bei den Stellenplan­
verhandlungen die im Ausschuß vorgetragenen Ge­
sichtspunkte berücksichtigt werden. 

" Ministerialdirigent Dr. K a 11 e n b ach stellte 
fest, es könnten stellenplanmäßig keine Bedenken 
gegen die Unterbringung der 500 entfernten ein­
heimischen Lehrer bestehen. 

Mit allen Stimmen, bei einer Stimmenthaltung, 
wurde der Antrag auf Beilage 358 angenommen. 
Ich bitte das Hohe Haus, dem Beschluß des Besol­
dungsausschusses beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Zum Wort hat sich gemeldet der Herr Kultus­
minister Dr. Schwalber; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus!. Zum 
Bericht, der Ihnen eben erstattet wurde, darf ich 
einige Ergänzungen anbringen. Was die Umwand­
lung der Arigestelltenstellen in Beamtenstellen an­
langt, so sind zur Zeit Verhandlungen mit dem 
Finanzministerium im Gange. Das Kultusmini­
sterium wird dem Hohen Haus gelegentlich der 
nächsten Haushaltsberatungen einen Antrag des 
Inhalts vorlegen, daß etliche Angestelltenstellen, 
die bisher bei uns vorgesehen waren, in Beamten­
stellen umgewandelt werden. 

Was schließlich den Antrag Bauer Hannsheinz 
selbst betrifft, so möchte ich bekanntgeben, daß das 
Kultusministerium bereits in der Entschließung 
vom 10. April 1951 an die Regierungen die Über­
führung der im Angestelltenverhältnis wieder ver­
wendeten früher beamteten Lehrer in das Beamten­
verhältnis abschließend geregelt hat. Hiernach sind 
die Regierungen ermächtigt, im Rahmen der Plan­
stellen die wiedereingestellten Lehrer, die als Mit­
läufer erklärt worden sind, bei Bewährung von 
wenigstens einem halben Jahr in das frühere 
Beamtenverhältnis zu übernehmen. Entlastete, 
Jugend- und Heimkehreramnestierte können ohne 
weiteres in das Beamtenverhältnis übergeführt 
werden. Eine Verzögerung ergibt sich aber daraus, 
daß bei der Verbeamtung die Bestimmungen des 
Gesetzes zur Unterbringung der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen vom 11. Mai 
1951 beachtet werden müssen, aber nähere Wei­
sungen über den Vollzug dieses Gesetzes noch nicht 
erlassen wurden. Ich erspare es mir, im einzelnen 
auf die Entschließung vom 10. April 1951 einzu­
gehen. Sie steht den Herren Abgeordneten zu jeder 
Zeit im Abdruck zur Verfügung. 

Ich habe mich lediglich veranlaßt gesehen, be­
kanntzugeben, daß das, worauf der Antrag abzielt, 
inzwischen von unserer Seite bereits geschehen ist. 

Vizepräsident Hagen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir stimmen ab. Wer für den Antrag des Aus­
schusses ist, wolle sich vom Platz erheben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Ich stelle die Zustim­
mung .des Hauses fest. 

Ich rufe auf den 

Bericht des Ausschusses ·für Besoldungsfragen 
zum Antrag der Abgeordneten Engel, Dr. Raß, 
Dr. Sturm und Fraktion betreffend Ver­
besserung der Dienstbezüge der Lehramts­
anwärter für den Volksschuldienst (Beilage 498). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Pitt­
roff; ich erteile ihm das Wort. 

Pittroff (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Antrag wurde in der 
7. Sitzung des Besoldungsausschusses am 11. April 
behandelt. 
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Der Antrag, so hob der Mi t b e r i c h t e r s tat -
t er, Kollege Engel, hervor, ziele darauf ab, daß die 
Lehramtsanwärter wenigstens Bezüge bekommen, 
die ein Existenzminimum verburgen. Es gehe dabei 
um das Wohl und die Zukunft unserer Schulkinder. 
Es sei nicht zu verantworten, Junglehrern, denen 
die Erziehung und Unterweisung der Jugend an­
vertraut ist, zuzumuten, daß sie neben ihrer Er­
ziehertätigkeit auch noch in Kaffeehäusern musi­
zieren, nur um sich über Wasser halten zu können. 

Der Regierungsvertreter, Regierungsdirektor 
Dr. B 1 a es in g, erklärte, die Laufbahnvorschrift 
für den Volksschuldienst sehe, nach mit Erfolg be­
standener Lehramtsprüfung, die Ernennung zum 
Lehramtsanwärter, also·zum Beamtenanwärter, vor. 

·Beamtenanwärter erhalten Unterhaltszuschüsse. 
Nach den Vorschriften des Finanzministerums vom 
29. Dezember 1950 wird in der Gewährung von 
Unterhaltszuschüssen und Vergütungen für die Be­
amtenanwärter kein Unterschied gemacht, ob .es sich 
nun um einen Regierungsinspektoranwärter oder 
Lehramtsanwärter handelt. Es fragt sich, ob man für 
eine bestimmte Gruppe von Beamtenanwärtern, in 
diesem Falle also für die Lehramtsanwärter; eine 
ganz andere Regelung einführen soll. Es ist be­
kannt, daß die Lehrer anstreben, aus dem Besol­
dungssystem für die Verwaltungsbeamten heraus­
genommen zu werden. Diese Änderung kann nicht 
bei den Lehramtsanwärtern beginnen, es müßte 
vielmehr erst bei den Lehrern selbst eine solche 
Neuregelung herbeigeführt werden. .Das Kultus­
ministerium hat also Bedenken, ~ie Lehramtsan­
wärter aus dem ganzen System der Beamtenan­
wärter herauszunehmen. Das l\iinisterium verkennt 
aber nicht die große Notlage der Lehramtsanwär­
ter. 

Der B er i c h t er s t a t t e r hob den Widerspruch 
zwischen dem Beamtengesetz und den Ausführungs­
bestimmungen hierzu hervor. Der vorige Landtag 
habe im November 1950 die Ergänzungen zum Be­
amtengesetz sehr rasch und nicht mit der notwen­
digen Sorgfalt, und ohne die Auswirkungen zu be­
denken, beschlossen, so daß jetzt verschiedene 
durchaus berechtigte Anträge auf Korrekturen 
kommen. Stärkere Bedenken bestünden bei den 
Lehramtsanwärtern gegen die Verlängerung der 
Vorbereitungszeit von 3 auf 6 Jahre. Nach dem alten 
Beamtengesetz habe die Vorbereitungszeit für die 
Lehramtsanwärter in der Regel sogar nur ein Jahr 
betragen, Die Neuregelung nach den Vorschriften 
vom 29. Dezember 1950 wirke sich bei den Lehr­
amtsanwärtern dahin aus, daß sie, nachdem sie 
schon ~ine Zeitlang 80 oder 90 Prozent des Hilfs­
lehrergehalts bezogen haben, nun nach drei oder 
vier Jahren wieder zurückgestuft werden und be­
deutend weniger erhalten. Lehr- und Erziehungs­
tätigkeit lasse sich mit der rein büromäßigen Ar­
beit eines· Anwärters im Verwaltungsdienst nicht 
vergleichen. Die Lehrtätigkeit bleibe im Umfang 
und in der Verantwortung immer gleich, ob sie 
nun von. einem Lehramtsanwärter oder einem 
Hauptlehrer ausgeübt werde. Die Laufbahnbestim­
mungen seien aber auf die Verwaltungstätigkeit 
abgestellt und könnten nicht ohne weiteres auf den 

Lehrberuf übertragen werden. Nach der derzeitigen 
Regelung betragen die Unterhaltsbeihilfen für Lehr­
amtsanwärter im Vorbereitungsdienst monatlich 
150 DM für Ledige und 200 DM für Verheiratete, 
uncl zwar meist erst nach drei Dienstjahren und 
mir in Ausnahmefällen. Die Hilfslehrer bekommen 
Diäten in Höhe von 200 DM für Ledige und 216 DM 
für Verheiratete. Diese Erleichterungen wurden 
aber durch die Ergänzungsbestimmungen zum Be­
amtengesetz wieder beseitigt, indem die Vorberei­
tungszeit auf 6 Jahre hinaufgesetzt und damit die 
wirtschaftliche Notlage der Lehramtsanwärter um 
2 bis 4 Jahre verlängert wird, das heißt also, daß 
diese Gruppe von Beamtenanwärtern weiterhin 
sich den Lebensunterhalt durch sogenannte Neben-' 
einkünfte, wie zum Beispiel als Kaffeehausmusiker 
oder Bauhilfsarbeiter siChern muß. Sie können aber 
dann den Unterricht nicht mit der Frische und Hin­
gabe erteilen, wie das im Interesse des Unterrichts­
und Erziehungserfolges gefordert werden muß. 

Der Mitberichte r statte r betonte, der 
Antrag richte sich vor allem gegen die Kann-Be-. 
stimmungen. Die Unterhaltszuschüsse müßten in 
jedem Fall gewährt werden, .wie das ja auch bei 
den Lehrlingen in der Wirtschaft der Fall sei, und 
nicht erst nach Prüfung der familiären und persön­
lichen Verhältnisse. 

Dr. Lenz erklärte, er habe den Eindruck, daß 
die Wünsche der Junglehrer durchaus nicht über­
steigert sind. Er hoffe, das Ministerium habe so viel 
soziales Verständnis, um nach den Richtlinien, die 

·im Ausschuß zur Sprache kamen, zu verfahren. Ein 
Unding sei es, da)3 den Lehramtsanwärtern, wenn 
sie aus dem Beschäftigungsverhältnis ausscheiden, 
die Kinderzuschläge gestrichen werden. 

Dr.Fischer bemerkte, daß die Volksschulleh'"' 
. rer in mancher Hinsicht bisher vernachlässigt wur­

den: Vor allem müsse man sich mehr um die Nach­
·wuchslehrer annehmen; denn die Verantwortung 
dieser Junglehrer sei sehr groß. 

Kollege B an t e 1 e wünschte, daß bei der Ge­
währung von Unterhaltszuschüssen die Würdigkeit 
berücksichtigt werde. Bei Nieten und Faulpelzen 
müßte die Regierungsschulbehörde die Bezüge ent.,., 
sprechend kürzen. 

Kollege Dr. Lenz stellte, um der Staatsregierung 
die Zustimmung zu ermöglichen, einen Abände.,. 
rungsantrag. 

Nachdem der Regierungsvertreter, Regierungs­
direktor Dr. B 1 a es in g, noch bemerkt hatte, die 
Bekanntmachung über die Unterhaltszuschusse 
besage schon, daß bei den zutreffenden Feststel-· 
lungen nicht kleinlich verfahren werden soUe, 
wurde ein gemeinsamer Antrag Dr. Lenz, Engel 
und Pittroff mit folgendem Wortlaut angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Haus­
haltsmittel für Unterhaltszuschüsse für Lehr­
amtsanwärter bei den Volksschulen so zu er­
höhen, daß beim Vorliegen der Voraussetzun­
gen nach der Bekanntmachung vom 29. Dezem­
ber 1950 Höchstsätze regelmäßig gewährt Wer­
den. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß beizu­
treten. 
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Vizepräsident Hagen: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
stimmen ab. Wer für den Antrag des Ausschusses 
ist, wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Ich stelle die Zustimmung des 
Hauses fest. 

Ich rufe auf: 

Bericht des Ausschusses für Besoldungsfragen 
zum Antrag der Abgeordneten Lallinger be­
treffend personelle Überprüfung der Staats­
beamten und -angestellten nichtbayerischer 
Herkunft und Donsberger betreffend Vorlage 
einer Aufstellung über die Zahl ,:!er Beamten, 
die die laufbahnmäßigen Voraussetzungen nicht 
erfüllen (Beilage 636). 

Berichterstatter sind die Herren Abgeordneten 
Dr. Gromer und· Donsberger. Ich erteile zunächst 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Gromer das Wort. 

Dr. Gromer (CSU), Berichterstatter: Meine Da­
men und Herren! Die vom Plenum zurückverwiese­
nen Anträge der Abgeordneten Lallinger (Beila­
gen 35, 129, 222) und Donsberger (Beilagen 263, 
497) hat derAuschuß für Besoldungsfragen in seiner 
10. Sitzung am Montag, den 7. Mai 1951, beraten. 
Zum ersten Antrag war ich Berichterstatter und 
Kollege Sittig Mitberichterstatter; zum zweiten An­
trag war Berichterstatter Herr Kollege Donsberger 
und Mitberichterstatter Kollege Mittich. 

Der Berichter.statte r erinnerte an die 
letzte Landtagssitzung, in der die beiden Anträge 
bereits behandelt wurden. Staatsminister Dr. Zorn 
habe dagegen Bedenken geltend gemacht, einmal 
wegen der Kostenfrage, zum zweiten hielt er es 
für notwendig, auch die Methoden zu überlegen, 
nach denen diese Arbeiten durchgeführt werden 
sollen. Persönlich halte er allerdings diese Kosten 
für nicht allzu groß. Auch die Methode sei rasch 
festgelegt. Er erwarte nicht, daß das Finanzmini­
sterium die Überprüfung vornehme, sondern daß 
die einzelnen Behörden aufgefordert würden, die 
Personalakten durchzusehen. Der Antrag Lallinger 
als solcher, der vom Besoldungsausschuß und vom 
Rechts- und Verfassungsausschuß angenommen 
worden sei, sei seines Erachtens notwendig; denn 
das Volk habe ein Recht, zu wissen, wie es mit den 
Beamten stehe. Nach seinem Dafürhalten werde 
auch der Haushaltsausschuß dem Antrag zustim­
men. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r fügte hinzu, 
wenn der Antrag so ausgeführt werde, wie er ge­
dacht sei, habe kein Mensch etwas dagegen einzu­
wenden. Er trete dafür ein, im Antrag auszuspre­
chen, welcher Personenkreis erfaßt werden solle. 

Regierungsdirektor R ü t h wies auf die bereits 
bei den früheren Verhandlungen vorgetragenen 
Gesichtspunkte hin. Die beiden Anträge könne man 
kaum trennen; denn wenn die Überprüfung erfolgt 
sei, könne auch die Aufstellung, die mit dem An­
trag Donsberger gefordert werde, vorgelegt werden. 
Diese Prüfung stelle eine außerordentliche Be­
lastung dar, so daß man sich wohl fragen müsse, 
ob die ·Arbeit mit den vorhandenen Kräften ge-

leistet werden könne. Das Ministerium sei zur Zeit 
schon sehr. stark mit statistischen Erhebungen zur 
Durchführung des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes belastet. 

Abgeordneter J u n k e r hielt es für ausreichend, 
die Beamten des gehobenen mittleren Dienstes in 
den Vorrückungsstufen - nicht in den Eingangs­
stufen - sowie die Beamten des höheren Dienstes 
einzubeziehen. Bei diesem Personenkreis sollten die 
Angaben über Ausbildung und abgelegte Prüfung 
genauer als bisher kontrolliert werden. 

Regie!rungsdirektor · R ü t h warf ein, im Januar 
.dieses Jahres s~i vom Finanzministerium auf die 
ordnungsgemäße Führung der Personalakten hinge­
wiesen worden. Wenn die Verwaltungen auf Grund 
dieser Entschließung das Entsprechende veranlas- · 
sen, geschehe praktisch bereits das, was in dem An­
trag gewollt sei. 

Berichterstatter Dons berge r bemerkte, die 
Durchführung· des Antrags Lallinger koste nicht 
mehr als das, was das Finanzministerium in seiner 
Entschließung vom Januar bereits angeordnet habe. 

Der Vorsitzende meinte, die Arbeit könne 
mit dem bestehenden Apparat geleistet werden. Ein 
bestimmter Zeitpunkt sei in dem Antrag nicht ge­
nannt, so daß auch momentanen Schwierigkeiten 
der Verwaltung Rechnung getragen sei. 

Auf Vorschlag des Abgeordneten Junker 
stimmte dann der Ausschuß bei einigen Stimm­
enthaltungen dem Antrag Lallinger in folgender 
Form zu, nachdem auch der Abgeordnete Bantele 
für den Abgeordneten Lallinger das Einverständnis 
erklärt hatte: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, alle Beamten 
und Angestellten der Besoldungsgruppen A 3 b 
beziehungsweise TOA IV und aufwärts, die auf 
Grund der f{riegs- und Nachkriegsgeschehnisse 
in den Dienst des bayerischen Staates als Be­
amte oder Angestellte getreten sind, hinsicht­
lich Ausbildung, Laufbahn und Dienstalter so­
wie Tätigkeitsmerkmale zu überprüfen. Die 
Überprüfung hat durch diejenigen Dienststellen 
zu erfolgen, die die Personalakten führen. 

Der Berichterstatter Dons berge r - ich darf 
das gleich hfozufügen - erklärte sich damit einver­
standen, daß sein Antrag in folgender Fassung als 
Absatz 2 dem Antrag Lallinger angefügt wird: 

Über das Ergebnis der Untersuchungen bei 
den Beamten ist dem Landtag in Form einer 
statistischen Zusammenstellung, aufgegliedert 
nach Ministerien, Beamtenlaufbahnen und Be­
soldungsgruppen, zu berichten. 

Der Ausschuß nahm hierauf die Anträge der Ab­
geordneten Lallinger und Donsberger in folgender 
Form an: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, alle Be­
amten und Angestellten der Besoldungsgruppen 
A 3 b beziehungsweise TOA IV und aufwärts, 
die auf Grund der Kriegs- und Nachkriegs­
geschehnisse in den Dienst des bayerischen 
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Staates als Beamte oder Angestellte getreten 
sind, hinsichtlich Ausbildung, Laufbahn und 
Dienstalter sowie Tätigkeitsmerkmale zu über­
prüfen. Die Überprüfung hat durch diejenigen 
Dienststellen zu erfolgen, die die Personalakten 
führen.· 

Über das Ergebnis der Untersuchungen bei 
den Beamten ist dem Landtag in Form einer 
statistischen Zusammenstellung, aufgegliedert 
nach Ministerien, Beamtenlaufbahnen und Be­
soldungsgruppen, zu berichten. 

In der Anmerkung auf Beilage 636 ist festgestellt, . 
daß der Ausschuß für den Staatshaushalt in seiner 
Sitzung vom 10. Mai 1951 dem Antrag des Besol­
dungsausschusses in der vorstehenden - von mir 
verlesenen - Fassung beigetreten ist. Ich bitte das 
Hohe Haus, das Gleiche zu tun. 

Vizepräsident Hagen: Der Herr Abgeordnete 
Donsberger hält eine weitere Berichterstattung für 
nicht notwendig. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir stimmen 
ab. Wer für den Antrag des Ausschusses ist, wolle 
sich vom Platz erheben. - Ich danke. Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Ich stelle die Zustimmung des 
Hauses fest. Damit ist Punkt 2 der Tagesordnung 
€rledigt. 

Wir kommen zu Punkt 3: 

Bericht des Ausschusses für den Staatshaushalt 
zu dem Antrag des Abgeordneten Dr. Lacher­
bauer betr. Billigung der Errichtung eines 
Konzertsaals in der Münchener Residenz (Bei­
lage 502) - Fortsetzung der Beratung -. Hier­
zu Abänderungsanträge der Ab.geordneten 
Dr. Lacherbauer, Lang und Genossen, Dr. Brü­
cher und Dr. Keller, ferner Abänderungsantrag 
des Abgeordneten Stock: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Rundfunk wird der Einbau eines Kon­
zertsaals in der Residenz erlaubt. Die Kosten 
für den Einbau trägt der Rundfunk. 

Aus der letzten Sitzung liegen noch vier Wort­
meldungen vor. Ich erteile das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Lang. 

(Zuruf: Verzichtet!) 
- Wünscht Herr Abgeordneter Lang zu dem Punkt 
zu sprechen? 

(Abg. Lang: Nein!) 

- Der Herr Abgeordnete Lang verzichtet. 

Dann folgt Herr Abgeordneter Dr. Lacherbauer. 

(Zuruf: Verzichtet!) 

- Herr Abgeordneter Dr. Lacherbauer wünscht 
auch nicht zu sprechen. - Dann folgt in der Reihe 
der Redner die Frau Abgeordnete Dr. Brücher. -
Verzichtet auch. Herr Abgeordneter Stock! - Ver­
zichtet auch. 

Die Rednerliste ist damit erschöpft; die Aus­
sprache ist geschlossen. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Ich bin noch von der 
letzten Sitzung gemeldet!) 

- Sie verzichten auch? 

(Abg. Dr. Hundhammer: Nein, nein!) 

- Dann erteile ich das Wort dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Hundhammer. 

Dr. Hundhammer (CSU): Es scheint mir not­
wendig, die Wortmeldung, die ich im Rahmen der 
letzten Debatte abgegeben habe, aufrechtzuerhalten, 
weil einige Ausführungen, die hier gemacht wor­
den sind, der Ergänzung bedürfen. 

Zunächst möchte ich - ich kann·in diesem Fall 
als Mitglied des Rundfunkrats und Vorsitzender 
des Haushaltsausschusses im Rundfunkrat zu den 
Problemen auch von der anderen Seite Stellung 
nehmen - zwei Gesichtspunkte hervorheben: 
Erstens wird der Bayerische Rundfunk auf die 
Dauer ein Verwaltungsgebäude brauchen, das ihm 
für seine Arbeit wesentlich mehr Raum als die bis­
herige Unterbringung bietet.· Deswegen muß der 
Rundfunk den Erwerb eines geeigneten Grund­
stücks planen und in apsehbarer Zeit das Projekt 
für ein Gebäude fertigstellen und schließlich die 
Finanzierung sichern. Das Projekt eines Betriebs­
gebäudes für den Rundfunk wird ein Millionen­
projekt sein, das nicht in einem einzigen Jahr und 
unter den heutigen Verhältnissen im wesentlichen 
wahrscheinlich nicht durch Kredite finanziert wer­
den kann. Der Rundfunk muß daher die Finan­
zierung auf eine Reihe von Jahren verteilen. Es ist 
vernünftig, in einem Jahr den Grunderwerb zu 
sichern und dann die weiteren Maßnahmen ins 
Auge zu fassen. 

Das Zweite, das der B,undfunk benötigt, ist ein 
Raum für sein Orchester, der eine bessere Möglich­
keit des Arbeitens gewährleistet, als sie heute -
auch .in der Universität - gegeben ist. Dabei ist 
festzustellen, daß der jetzige behelfsmäßige Zu­
stand für den Rundfunk laufend sehr beträchtliche 
Kosten mit sich bringt: nicht nur die Miete der 
nicht voll befriedigenden Räume, sond8rn darüber 
hinaus auch sehr bedeutende Kosten für den Trans­
port und die Versicherung der Instrumente. 

Nun hat der Bayerische Rundfunk nach Plätzen 
Umschau gehalten, und es hat sich als ein für seine 
Zwecke durchaus geeigneter Platz das Gelände des 
Armeemuseums erwiesen. Allerdings bestehen da­
bei für den Rundfunk Gründe, aus denen heraus er 
sich nicht gerne sofort und absolut auf dieses Ge­
lände festlegen möchte. Der Rundfunk könnte aber 
dazu bereit sein, jetzt die Kaufsumme hinzulegen 
und den Erwerb dieses Geländes in Aussicht zu 
nehmen. Er könnte auch - und das dürfte für die 
heutige Abstimmung sehr wesentlich sein - damit 

· einverstanden sein, daß für den Fall der beabsich­
tigten Erwerbung eines anderen Geländes erst 
wieder die Entscheidung des Landtags eingeholt 
werden muß. Ich glaube, das ist für das Hohe Haus 
von sehr großer Bedeutung. 

Wesentlich ist dann die Frage des Kaufpreises. 
Auch das Hohe Haus muß bedenken, daß es sich bei 
dem Kauf nicht um ein einseitiges Geschäft des 
Landtags handelt, sondern um einen Vertrag, dessen 
Partner ·auf der einen Seite der Rundfunk und auf 
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der anderen Seite der bayerische Staat sind. Es 
kann also nicht eine Seite diktieren. Der Bayerische 
Rundfunk legt Wert darauf, daß die Kaufsumme, 
die er für das in Aussicht genommene Geländ~ zu 
zahlen hat - es dreht sich um 2112 Millionen 
D-Mark -, für den Ausbau eines Konzertsaals ver­
wendet wird, wie er ihn benötigt. Dafür sind in der 
unmittelbaren Nähe des für den Kauf in Aussicht 
genommenen Geländes des Armeemuseums sehr 
günstige Gelegenheiten gegeben, nämlich am Hof­
garten in dem alten Thronsaal, der zum Teil zer­
stört ist. Dieses Thronsaal-Projekt würde sich sehr 
günstig einfügen in den großen Gedanken der 
Schaffung eines künstlerischen und kulturellen 
Mittelpunktes in der Stadt München auf dem Ge­
lände der früheren Residenz. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß die Verwirklichung dieses Gedankens 
einen für die Stadt München und wohl auch das 
ganze Land Bayern außerordentlich wertvollen 
Plan in die Tat umsetzen würde, der, auf die Dauer 
gesehen, auch finanziell unserer Wirtschaft, dem 
Fremdenverkehr und der kulturellen Arbeit im 
ganzen wesentliche Vorteile brächte. 

Im Lande wird vielfach gesagt: Wir haben zur 
Zeit kein Interesse am Ausbau des Thronsaals; 
warum sollen öffentliche Gelder dafür verwendet 
werden? Alle diejenigen, die das sagen, bedenken 
nicht, daß der Bayerische Landtag schon seit Jahren 
eine beträchtliche Summe Geldes für die Erhaltung 
der Ruine der Residenz bewilligt hat und daß diese 
Summen auch aufgewendet wurden. Ich habe zu­
fällig den Etat vom Jahre 1949 vor mir. Da finde 
ich in der Position der Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen im außerordentlichen 
Haushalt unter Ziffer 31 auf Seite 27 als vierte 
Rate für die Münchner Residenz 210 000 DM an­
gesetzt - D-Mark, nicht Papiermark! So hat der 
Landtag in jedem Etat Gelder bewilligt, um die 
Ruine zu erhalten. Warum soll er dann-nicht damit 
einverstanden sein, daß ihm ein großer Teil dieses 
Aufwands durch eine große Summe abgenommen 
wird, die er für eine andere Ruine erhält, und daß 
dann diese Summe zum Wiederaufbau dieses ersten 
Objekts verwendet wird? Für allgemeine Sicherungs­
maßnahmen sind in der Residenz bisher vom Land­
tag bewilligte Gelder in Höhe von 2, 7 Millionen 
Mark verbaut worden. Meine Damen und Herren, 
ich muß schon sagen, unter den Umständen scheint 
mir der Widerstand schlecht verständlich, der der 
Fertigstellung eines Teils dieser Ruine für einen 
wirklich brauchbaren Verwendungszweck entgegen­
gesetzt wird. 

Nun wird gesagt, mit den 2,5 Millionen allein 
kann man doch nicht einen Konzertsaal aufbauen. · 
Man fürchtet, nach den allgemeinen Erfahrungen, 
die früher schon die Kirchenbauer gemacht haben 
und die wohl einige Mitglieder dieses Hohen Hauses, 
die jetzt über das Residenztheater mit Empörung 
reden, beim Bau ihres eigenen Hauses auch schon 
gemacht haben, daß der Ausbau des Thronsaals mehr 
kosten wird als vorgesehen. Wie steht es hiermit? 
Der Thronsaal ist zu einem großen Teil schon aus­
gebaut. Das Dach ist schon drauf. Alles Wesentliche 

ist schon geschehen. Es dreht sich nur darum, den 
Bau fertigzustellen. 

Wie sollen die 2112 Millionen verwendet werden? 
Ich betone ausdrücklich, daß ich mich auf Zahlen 
beziehe, die vom 31. März dieses Jahres stammen, 
also nicht auf einen Kostenvoranschlag, der weit 
zurückliegt. Für die gesamten noch notwendigen 
Maurer-, Putz- und Betonarbeiten einschließlich 
der Schutträumung sind noch benötigt 597 000 DM. 

(Zuruf von der SPD) 

Sie sehen daraus, daß von den 2112 Millionen nur 
ein Viertel für diese Arbeiten auszugeben ist. 
Selbst wenn ein größerer Betrag benötigt sein 
sollte, kann man nicht sagen, daß die zur Verfügung 
stehende Gesamtsumme die Fertigstellung aus­
schließen würde. 

Im übrigen möchte ich auf den Zwischenruf, den 
ich eben gehört habe, vorläufig eins sagen: Diese 
2112 Millionen, diese Gelder für die Fertigstellung 
des Thronsaals, sind verfügbar. Wenrt der Landtag 
der Verwirklichung des Projekts zustimmt, wird 
diese sehr beträchtliche Summe in den Arbeits­
markt hineinfließen. Wir haben heute noch eine 
große Zahl von Arbeitslosen auch im Bauhandwerk, 
für deren Unterstützung der Staat Mittel aufbrin­
gen muß, ohne daß dafür eine positive Arbeit ge­
leistet wird. 

(Zurufe von der SPD: Bauen wir Woh­
nungen! - Abg. Dr. Keller: TJnd Schulen!) 

Meine Herren, Sie machen den Zwischenruf: 
Bauen wir Wohnungen! Sie können keine Woh­
nungen bauen, weil die Gelder nicht vorhanden 
sind; sonst würde man sie schon bauen. Daß aber 
der Rundfunk seine Gelder für seine Zwecke ver­
wendet wissen will, ist doch eine Angelegenheit, 
über die nicht der Landtag entscheiden kann. Wir 
könnten. nur sagen, wir lehnen das Angebot des 
Rundfunks ab. Dann wird eben nicht gebaut. 

Für Zimmererarqeiten sind 95 000 DM notwendig, 
für die Stuckarbeiten sind 153 000 DM vorgesehen. 
Sie sehen allein an diesen Positionen, daß in einem 
großen Umfang Arbeiten in Frage kommen, die 
dem Wohnungsbau weder Material noch Arbeits­
kräfte wegnehmen. Die Steinmetzarbeiten erfordern 
178 000 DM. Wie sehr bemüht man sich doch hier 
im Landtag dauernd mit Anträgen, für unser Kunst­
handwerk, für die Steinmetzen, für die Stein­
industrie Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen! Für 
den Ausbau der Residenz wären die Mittel verfüg­
bar und die Aufträge zu vergeben. Die Dachdecker­
arbeiten erfordern nur noch einen Rest von rund 
4 600 DM, die Spenglerarbeiten 30 000 DM. Dann 
kommen die Arbeiten für die Einrichtung, die Luft­
heizung usw. Die Kosten für die Ausstattung, im 
wesentlichen für zusätzliche Akustik für den be­
sonderen Zweck als Konzertsaal betragen etwas 
über 103 000 DM, die für Modelle und Muster 
13 000 DM, die für die kunsthandwerkliche Aus­
stattung der Innenräume 299 000 DM. Warum be­
mühen wir uns denn dauernd, unserem Kunst­
handwerk Arbeit zu geben? Hier ist ein sehr 
großer Betrag verfügbar und in Aussicht ge­
nommen. Für die notwendige Orgel sind 25 000 DM 
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vorgesehen, für die Hof- und Gartengestaltung in 
der Umgebung des Saals 67 000 DM, für Unvorher­
gesehenes und nicht Erfaßtes, für Abrundung und 
Planung sind zusammen noch 130 000 DM in der 
Gesamtsumme enthalten. Wenn sich also da und 
dort größere Reclinungsbeträge ergeben, ist auch 
noch eine Reserve verfügbar. 

Unter diesen Umständen möchte ich sowohl im 
Interesse des bayerischen Rundfunks wie auch im 
Interesse unserer gewerblichen und kunsthand­
werklichen Arbeitsuchenden dringend empfehlen, 
das Projekt als solches nicht unmöglich zu machen. 

Zum Schluß möchte ich noch besonders betonen, 
daß hier auf dem kulturellen Gebiet etwas geschaf­
fen wird, was dem Staate selbst keinerlei Aufwen­
dungen auferlegt, da die ganzen Kosten von dritter 
Seite gedeckt werden. Hier decken sich also die 
wirtschaftlichen Interessen mit den allgemeinen 
Interessen. Mit ganz besonderem Nachdruck möchte 
ich auch darauf hinweisen, daß die Wiederinstand­
setzung dieser großen Ruine im Herzen der Stadt 
München doch wirklich eine Aufgabe ist, die der 
Allgemeinheit am Herzen liegen sollte. 

Und nun zu den Anträgen im einzelnen! Wenn ich 
zunächst den Antrag des Herrn Kollegen Stock 
hernehme, man solle dem Rundfunk einfach erlau­
ben, daß er den Thronsaal ausbaut, dann muß ich 
sagen: als Vorsitzender des Rundfunk-Haushalts­
ausschusses müßte ich mich eigentlich sehr über die­
ses Geschenk freuen, das der Herr Abgeordnete 
Stock dem Rundfunk auf Kosten des bayerischen 
Staates machen will; denn das Gelände und der Teil 
des Thronsaals, der schon steht, der eigentlich schon 
fix und fertig unter Dach ist, repräsentiert einen 
Millionenwert; 

(Zuruf: E:r gehört ja dem bayerischen Staat!) 

- Wenn aber gesagt wird, der Rundfunk soll ihn 
ausbauen, dann muß man dem Rundfunk natürlich 
auch erlauben, daß er den ausgebauten Teil für sich 
in Anspruch nimmt. Als Mitglied des Landtags 
möchte ich einen solchen Standpunkt nicht ver­
treten. Ich glaube, .daß es für den Landtag viel ver­
nünftiger ist, die 2,5 Millionen in Empfang zu 
nehmen und sie hineinzubauen, denn dann bleibt 
der Bau in unserer Hand. 

(Zuruf: Das meint Kollege Stock auch!) 

Der Antrag der Kollegin Dr. Brücher: „Über den 
Betrag von 2,5 Millionen D-Mark hinaus dürfen 
keinerlei Mittel aus dem Staatshaushalt zur Ver­
fügung gestellt werden" deckt sich im wesentlichen 
mit den einschlägigen Sätzen der Anträge der Kol­
legen Lang und Dr. Lacherbauer. Dagegen wird 
meines Erachtens kein Einwand zu erheben s.ein; 
denn damit ist ein Limit gesetzt und wird verhin­
dert, daß der Staat mit seinen Mitteln einspringen 
muß. 

(Abg. Zietsch: Und dann geht es doch wie beim 
Residenzthea ter ! ) 

- In diesem Falle nicht, weil keine Bauaufträge 
vergeben werden, ohne daß der Landtag die finan­
zielle Deckung beschließt. Ich glaube auch, daß die 
Oberste Baubehörde oder im vorliegenden Fall die 

Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und 
Seen, die nicht dem Kultusministerium untersteht, 
sondern einem anderen Ministerium, Herr Kollege 
Zie.tsch, das bekanntlich sehr zugeknöpft ist - Sie 
werden mich verstehen, besonders nach der voran­
gegangenen Debatte - durchaus in der Lage sein 
wird, den Daumen auf die Gelder zu halten. Das ist 
absolut korrekt und richtig und soll auch so sein. In 
Parenthese möchte ich dazu bemerken: Wenn man 
in einem Falle schlechte Erfahrungen gemacht hat, 
dann wird man bestrebt sein, Wiederholungen vor­
zubeugen. Man darf aber daraus nicht die Konse­
quenz ziehen, Baumaßnahmen kultureller Art in der 
Zukunft einfach zu unterbinden. Diese Konsequenz 
kann doch nicht gezogen werden! 

(Abg. Zietsch: Nein!) 
Wenn ich die Anträge Dr. Lacherbauer und Lang 
vergleiche, dann glaube ich, daß sich die beiden An­
tragsteller sehr leicht auf eine der beiden Formu­
lierungen einigen könnten, weil die beiden Anträge 
inhaltlich keinen wesentlichen Unterschied auf­
weisen. 

(Zuruf: Es liegt ein neuer Antrag Lang vor!) 

- Den habe ich schon. 
(Abg. Zietsch: Der Antrag Lang ist in seinem 
letzten Absatz geändert worden! - Der neue 

Antrag wird dem Redner überreicht) 

Der Herr Präsident wird gestatten, daß ich den 
letzten Absatz verlese: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, im Be­
nehmen mit dem Bayerischen Rundfunk und 
der Stadt München einen Wettbewerb unter 
den bayerischen Architekten auszuschr~ib~n 
zur Erlangung von Entwürfen. für das Rund­
funkgebäude und die Gestaltung des Geländes 
Hofgarten, Armeemuseum und Residenz. 

Das betrifft Maßnahmen, die außerhalb des vor­
liegenden Projekts liegen. Dem Antrag kann man 
sehr wohl zustimmen, 

(Abg. Dr. von Prittwitz: Die Staatsregierung 
ist nicht der Bauherr!) 

soweit die Staatsregierung der Bauherr ist. Beim 
Rundfunkgebäude ist die Staatsregierung nicht 
Bauherr. Vermutlich wird aber der Rundfunk 
selbst diesen Weg gehen. Kollege Lang gehört ja 
selbst dem Rundfunkrat an. Ich würde es also be­
grüßen, wenn die Anträge Lang und Dr. Lacher-

. bauer, die den gleichen Inhalt haben, angenom­
men würden. 

Der Antrag des Haushaltsausschusses schränkt die 
möglichen Maßnahmen stark ein. Bei genauer Prü­
fung läuft aber· auch er darauf hinaus, daß mit dem 
Kaufpreis am Thronsaal weitergebaut und er be­
nutzbar gemacht werden soll. Benutzbar wird aber 
der Thronsaal mit den 2,5 Millionen D-Mark, die 
jetzt verfügbar sind. 

Die andere Frage: was dann, wenn der Rundfunk 
auf das Armeemuseum verzichtet und den Wunsch 
äußert, ein anderes Objekt zu bekom:men, müßte 
durch das Parlament dann neu behandelt werden. 
Hier dreht es sich nur um eine schärfere Formu­
lierung. 

Ich empfehle also meinerseits, dem Antrag 
Dr. Lacherbauer-Lang zuzustimmen. 
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Vizepräsident Hagen: Es folgt der Herr Abgeord­
nete Hauffe. 

Hauffe (SPD): Meine Damen und Herren! Ich habe 
mit sehr großem Interesse den Ausführungen des 
Herrn Kultusministers a. D. zugehört. Er hat ver­
schiedene Gesichtspunkte angeführt, die aber mei­
nes Erachtens an der Materie nichts ändern. 

Wenn er erwähnt hat, es werden jährlich 
210 000 DM aufgewendet, um die Residenz vor dem 
Verfall zu schützen, und weiter ausführte, daß der 
Teil der Residenz, der für den Konzertsaal verwen­
det werden soll, bereits unter Dach ist, dann frage 
ich mich: Wieviel wird von den 210 000 DM dann 
eingespart, so daß sich ·die Kosten, die dem bayeri­
schen Staat jetzt für die Erhaltung der Residenz 
entstehen, wesentlich vermindern? 

(Abg. Dr. Hundhammer: Diese 210 000 DM sind 
schon im Rechnungsjahr 1949 ausgegeben 

worden) 

- Sie wollten damit doch sagen, daß diese Kosten 
laufend "anfallen, um die Residenz vor weiterem 
Verfall zu schützen! 

(Abg. Dr. Hun:dhammer: Den gesamten 
Komplex!) 

- Da über dem in Frage stehenden Teil bereits das 
Dach errichtet ist, so daß er also vor weiterem Ver­
fall geschützt ist, frage ich mich: In welchem Pro­
zentsatz entstehen Einsparungen, wenn wir den 
Konzertsaal in dem bereits geschützten Teil aus­
bauen? 

(Abg. Dr. Hundhammer: Fragen Sie umgekehrt, 
welche Einnahmen anfallen, wenn wir diesen 

Teil endlich benutzbar machen!) 

- Darauf komme ich noch. Nachdem Sie aber den 
Zwischenruf wegen der Einnahmen machen, muß 
ich darauf hinweisen, daß die Diskussion allgemein 
bis jetzt doch dahin ging, daß derartige Kultur­
stätten sich praktisch nicht rentieren, daß sie zu 
ihrem Unterhalt noch einen Zuschuß brauchen. 
Wenn der Rundfunk die Finanzierung und die Be­
wirtschaftung des Konzertsaals übernimmt und dem 
bayerischen Staat keine laufenden Kosten ent­
stehen, dann kann man darüber reden. Bis jetzt ist 
uns aber nicht gesagt worden, wie es mit der Ren­
tierlichkeit des investierten Kapitals und des Kon­
zertsaals ausschaut. Angenommen, man kann mit 
den 2,5 Millionen D-Mark den Konzertsaal aus­
bauen - daß ich da Zweifel habe, werde ich 
noch ausführen -, wie oft benutzt dann der 
Rundfunk diesen Saal, und was wird dann, wenn 
ihn der Rundfunk nicht benutzt? Wie groß sind 
dann die Unterhaltungskosten? Nachdem der Staat 
ein anderes Wertobjekt dagegen gibt, müssen wir 
doch auch damit rechnen, daß sich dieses Kapital, 
wenn es einmal flüssig gemacht ist, auch verzinsen 
muß. Sie können mir da erwidern: Die Ruine ver­
zinst sich ja auch nicht. Lassen wir die Verzinsung 
weg, rechnen wir nur mit den laufenden Kosten! 
Da möchte ich nicht die Gefahr laufen, daß wir 
dann jedes Jahr einen beträchtlichen Etatposten 
„Zuschuß für den Unterhalt des Konzertsaals" vor­
gelegt bekommen. 

Wenn Sie dann erwähnt haben, daß jeder Bau,­
herr Überschreitungen erlebt hat und mit seinem 
Geld nicht ausgekommen ist, dann muß ich doch 
zum Vergleich auf das Residenztheater zurückkom­
men. Der Herr Kultusminister Dr. Schwalber hat 
uns, als er die Geschichte des Residenztheaters auf­
gerollt hat, gesagt, der erste Kostenanschlag habe 
sich auf 3 Millionen D-Mark beziffert. Im nächsten 
Jahr wurden es 5 Millionen, dann wurden es 71/2 

Millionen; wenn man jetzt die Rechnungen zusam­
menzählt, sind es 9,9 Millionen, und bis der Bau 
endgültig fertig ist, werden es 12 Millionen. Nun 
möchte ich jeden, der sich ein Häuschen bauen will, 

·einmal fragen, ob er an einen Hausbau denkt, wenn 
zu erwarten ist, daß er viermal so teuer wird wie 
veranschlagt. In ein derartig leichtsinnig veran­
schlagtes Objekt wird sich kein privater Bauherr 
hineinstürzen. Ich sage Ihnen ganz offen: Solange 
aus dem Fall Residenztheater, aus dem Fall Hof­
bräuhaus in Stuttgart, aus dem Fall Forstvillen, und 
wie sie alle heißen, keine Konsequenzen gezogen 
werden--

(Zurufe von der CSU: Was ist mit dem Hof­
bräuhaus? - A'bg. Dr. Hundhammer: Was ist 
mit dem Fall Hofbräuhaus? Begründen Sie das 

doch!) 

- Es ist doch des großen und breiten diskutiert untj: 
auch ein Untersuchungsausschuß eingesetzt worden 
über die. Gelder, die da verbaut wurden. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Was war das 
Ergebnis?) 

- Das frage ich mich auch; denn über die Konse­
quenzen, die daraus erwachsen sollten, habe ich bis 
heute noch nichts gehört. Ich habe bei· der Diskus­
sion über das Residenztheater klar und deutlich 
gesagt, daß ich daran zweifle, ob Konsequenzen ge­
zogen werden. Wenn etwa das einzige Ergebnis 
herauskommen sollte, daß vielleicht ein Beamter 
mit einer guten Pension in die Wüste geschickt wird, 
so ist das für mich keine Konsequenz. Ich befürchte 
immer noch, wir laufen Gefahr, daß sich dieses 
Spiel wiederholt. Und vor allen Dingen noch etwas: 
Der Herr Staatssekretär Dr. Oberländer hat erklärt, 
die ersten Kostenanschläge über den Ausbau des 
Konzertsaals beliefen sich auf 41/2 Millionen. Diese 
Summe kann sich der Herr Staatssekretär doch 
·nicht aus den Fingern gesogen haben! 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das erste Projekt um­
faßte ja viel mehr, als jetzt gebaut werden soll! 
- Abg. Stock: 7 ,5 Millionen war das erste!) 

Nun kommt noch folgendes hinzu: Ich weiß nicht, 
ob es dabei bleiben wird, wenn Sie sagen, die Mau­
rer- und Putzarbeiten usw. machen rund 600 000 DM 
aus, also ein Viertel der vorgesehenen Bausumme, 
und das sei sehr wenig. Beim normalen Hausbau 
erfordern die reinen Rohbauarbeiten auch bloß 
40 Prozent der Bausumme, und bei derartigen 
Bauten dürften die Auswurfarbeiten gerade das 
Wesentliche sein. Schauen Sie: Wer gibt uns die 
Garantie, daß dann, wenn dieser Konzertsaal wirk­
lich hergerichtet ist, nach dem ersten Konzert nicht 
irgendjemand kommt und sagt, die Akustik in 
diesem Gebäude ist nicht so, wie wir erwartet 
haben, wir müssen diese und jene Verbesserung 
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anbringen? Weiß der Teufel, was es da noch alles 
für Dinge geben kann. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das Residenztheater 
ist aber sehr akustisch!) 

Glauben Sie mir: Ich habe in meinem Leben be­
reits viel Kostenvoranschläge gemacht, aber einen 
Fall wie den des Residenztheaters habe ich noch 
nicht gesehen. Wenn wir in der freien Bauwirtschaft 
Kostenanschläge abgegeben haben und wenn wir es 
auch einmal so gemacht haben, daß nachher aus 
irgendwelchen Gründen N achforderuhgen kar:p.en, 
damit wir als Baufirmen ein Geschäft machen konn­
ten, dann galt bei uns der Grundsatz: Die Ge­
-13chichte muß noch so aussehen, daß man sie glauben 
kann. Aber beim Residenztheater kann man nicht 
einmal das sagen. Deshalb bin ich mißtrauisch bis 
dort hinaus. 

Ich will Ihnen folgendes sagen: Wenn dem Rund­
funk wirklich etwas daran liegt, mit uns anständig 
ins Geschäft zu kommen - das ist das Wesent­
liche -, was steht dann entgegen, daß der Rund­
funk genau so das Baurecht bekommt, wie wir als 
Baugenossenschaften vom Staat Gelände auf Erb­
baurecht oder sonstwie nehmen? Dann kann er 
doch mit den 2112 Millionen bauen. Dabei kann, 
wenn der Staat den Saal nicht übernimmt, fest­
gelegt werden, welchen Zins der Rundfunk für das 
Gelände, das er übernommen hat, zahlen muß, und 
dergleichen mehr. Ist der Saal dann fertig und ent­
stehen nieht mehr Kosten, dann kann ein Tausch 
gemacht werden. Dagegen habe ich nichts. Der 
Staat übernimmt den Konzertsaal und der Rund­
funk bekommt dafür das Gelände des Armee­
museums. In der Zwischenzeit kann der Rundfunk 
auch di~ Frage klären, ob ihm das Gelände am 
Armeemuseum zusagt oder nicht. Weder 'der Rund­
funk noch der bayerische Staat wären dann in 
irgendeiner Form hintergangen. Ich sehe keinen 
Grund, warum der Rundfunk dagegen Bedenken 
haben sollte. Hat denn der Rundfunk etwa Beden­
ken, daß der Staat zahlt, was er zugesagt hat, wenn 
er mit ihm einen Vertrag über die Überlassung 
eines Geländes zum Bau eines Konzertsaals schließt, 
wofür der Rundfunk die 2112 Millionen ausgibt, 
wenn ihm weiterhin vertraglich versichert wird, 
daß dieser Konzertsaal nicht mehr kostet? Wenn 
er ein paar hunderttausend D-Mark mehr kostet, 
könnte man eventuell darüber reden. Wir wissen 
dann aber wenigstens, was er mehr gekostet hat. 
Dann bieten wir ihm sogar noch diesen Tausch an. 
Diese Möglichkeit könnte ja auch notariell gesichert 
werden. Ich sehe absolut keinen Grund, warum der 
Rundfunk jetzt gegenüber dem Staat als· Vertrags­
partner mißtrauisch sein sollte. Ich sage Ihnen ganz 
offen und ehrlich: Wenn man um diese Dinge her­
umgeht und diesen ganz loyalen Vorschlag nicht 
annehmen will, dann werde ich den Verdacht nicht 
los, daß man irgendwie eine Hintertüre braucht, 
daß vielleicht irgendwelche Leutchen bereits vor­
her Zusagen gegeben haben, wie Herrn Lippl beim 
Residenztheater nachgesagt wird, er habe gesagt: 
Bleibt mit den Kostenanschlägen ja recht niedrig; 
was nachher kommt, das kriegen wir schon! 

Ich sehe also keinen Grund, warum man diesen 
Weg nicht beschreiten will. Dann könnte der Rund­
funk zu einem Konzertsaal kommen, der bayerische 
Staat kann ihn nachher übernehmen und dem 
Rundfunk ein Tauschobjekt dafür geben. Ich kann 
Ihnen jedenfals versichern: Zu einer anderen Rege­
lung gebe ich Ihnen meine Stimme nicht, und vor 
allen Dingen gehe ich auch solange auf nichts ein, 
als nicht aus dem Fall Residenztheater Konsequen­
zen gezogen worden sind. Man kann zwar sagen 
- das gebe ich Ihnen durchaus ;m -, man dürfe 
die Dinge, die sich beim Residenztheater ereignet 
haben, nicht verallgemeinern und damit jeden der­
artigen Bau für die Zukunft ablehnen. Aber die 
Bedingung, die ich stelle, ist die: Wenn wir zu 
unseren Baubehörden wieder Vertrauen haben sol­
len, dann muß erst einmal der Beweis geliefert 
werden, daß aus den Verfehlungen, die dort vorge­
kommen sind, die entsprechenden Konsequenzen 
gezogen wurden. Wenn natürlich diese Sache wie­
der im Sande verläuft, wenn niemand festgestellt 
werden kann, der verantwortlich ist und zur Re­
chenschaft gezogen werden kann, dann werden Sie 
es niemanden verübeln können, wenn er jegliches 
Vertrauen zu den Staatsbehörden verliert. 

Deshalb ist mein Wunsch, daß wir den Antrag 
Stock annehmen. In welche Form er nachher rein 
rechtlich gebracht wird, das steht auf einem ande­
ren Blatt. Der Antrag Stock will dem Rundfunk die 
Möglichkeit geben, den Konzertsaal zu bauen. Er 
schließt nicht aus, daß der Staat nachher den Kon~ 
zertsaal übernimmt und dem Rundfunk das Ge­
lände am Armeemuseum oder vielleicht auch ein 
anderes Gelände zur Verfügung stellt. Wir müssen 
aber aus der Situation herauskommen, daß Tat­
sachen geschaffen und Kapitalien investiert wer­
den, die zur Fertigstellung des Baues nicht aus­
reichen. Was geschieht denn, wenn wirklich wie im 
Fall des Residenztheaters der Staat als Bauherr 
auftritt, die 2112 Millionen nicht reichen und nach­
her nochmals 2 Millionen gebraucht werden? Dann 
wäre der Staat verpflichtet, weiterzumachen, weil 
man uns dann mit der sehr richtigen Argumenta­
tion kommt: Wir können doch dieses investierte 
Kapital nicht tot liegen lassen, das ist doch dann 
eingefroren! Deswegen bin ich dafür, die Dinge 
erst einmal eingehend zu überprüfen. Ich glaube, 
wenn beim Ru.ndfunk guter Wille vorhanden ist, 
läßt sich das Ziel, das uns hier vorgetragen wurde, 
ohne irgendein Risiko für den bayerischen Staat 
erreichen. 

(Lebhafter Beifall bei SPD und BHE -
Abg. Dr. Hundhammer: Aber, Herr Kollege, 
wenn der Rundfunk baut, baut er, wie er 
will, und wenn der Staat baut, baut er auch, 

wie er will!) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stock. · 

Stock (SPD): Nachdem der Herr Kollege Dr. Hund­
hammer mich wegen. meines Antrags her!'J.usgefor­
dert hat, bin ich gezwungen, auch einige Worte zu 
sagen. Herr Kollege Dr. Hundhammer, auch wir 
haben nichts dagegen, daß der Konzertsaal gebaut 
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wird, daß Handwerk und Gewerbe Nutzen davon 
haben. Nur dagegen wenden wir uns, daß der Staat 
vor den Karren des Rundfunks gespannt wird. Das 
ist der Unterschied zwischen meiner Auffassung 
und der Auffassung des Herrn Vorsitzenden des 
Staatshaushaltsausschusses und des Rundfunkrats. 
Kommt er nicht manchmal in Konflikt mit seinem 
inneren Gefühl, wenn er auf der einen Seite für 
den Rundfunk eintritt und auf der anderen Seite 
Landtagsabgeordneter ist? 

(Abg. Dr. Hundhammer: Beide haben einen 
Vorteil, Staat und Rundfunk!) 

Darauf komme ich noch. Sehen Sie, der Ab­
änderungsantrag des Kollegen Lang ist fast nichts 
anderes als der Antrag, der im Ausschuß; mit 
knapper Mehrheit angenommen worden ist. Auch 
er kann meine Befürchtung nicht zerstreuen. Wenn 
der Antrag Lang angenommen würde, würde ich 
gegen den Ausschußbeschluß stimmen. Denn im 
Grunde genommen - jetzt kommt das Prinzi­
pielle - wollen wir vermeiden, daß der Staat als 
Bauherr auftritt. Darin liegt die Gefahr: Wenn der 
Staat als Bauherr auftritt, wird der Bau viel 
teurer als wenn ein Privatmann als Bauherr tiuf­
tritt, 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das ist nicht soziali­
stisch, Herr Kollege! - Heiterkeit. - Glocke 

des Präsidenten) 

und zwar deshalb, Herr Kollege Dr. Baumgartner, 
weil dann nicht die Beamten, die die Aufsicht 
führen, das Zuviel aus ihrer Tasche zahlen müssen, 
sondern der Staat. Das ist der Unterschied. 

(Zuruf von der SPD: Die Bürokratie baut, 
nicht der Staat!) 

- C'est la meme chose! 

Nun bin ich der Meinung, daß wir alle eigentlich 
dasselbe wollen. Wir wollen, daß der Konzertsaal 
gebaut wird. Herr Kollege Dr. Hundhammer meint, 

_ daß mein Antrag im Rundfunkrat noch viel weiter­
gegangen sei als alle' Anträge, die in dieser Sache 
gestellt wurden. Das ist nicht der Fall, sondern wir 
können dem Rundfunkrat oder dem Rundfunk 
selbst, dem Intendanten, der hier zuständig ist, den 
Flügel der Residenz ganz gut zur Verfügung stel­
len, ihm ein Erbbaurecht einräumen oder sonst 
einen Vertrag mit ihm abschließen. Dann wird der 
Konzertsaal eingebaut. Zur Zeit dreht es sich nicht 
um das Armeemuseum oder sonst ein Grundstück, 
sondern die Begründung heißt nur: Der Rundfunk 
braucht den Konzertsaal. 

(Abg .. Dr. Hundhammer: - und ein 
Verwaltungsgebäude!) 

- Das kommt erst in zweiter Linie; darüber haben 
wir schon gesprochen. Wir werden zustimmen, daß 
der Konzertsaal gebaut wird. 

Jetzt kommt das Prinzipielle. Der Rundfunk baut. 
für sich, ohne daß überhaupt der Staat damit 
irgendwie belastet wird. Wir haben immer noch die 
Befürchtung: Wenn es so bleibt, wie es im Antrag 
Lang steht, wenn also der Rundfunk die 2112 Mil-

lionen gibt und der Staat baut, dann kann ich 
Ihnen heute schon schriftlich geben, daß die 
2112 Millionen nicht ausreichen, 

(Abg. Kiene: Das reicht schon zum Planen 
und zum Anfangen!) 

sondern daß sie bei weitem überschritten werden, 
weil der Staat dahinter steht. 

Nun muß ich aus der Schule plaudern. Ich war 
auch im Rundfunkrat. Dort haben wir uns schon 
mit dieser Angelegenheit beschäftigt. Der erste 
Vorschlag ging über 7,4 Millionen D-Mark. Wir 
waren entsetzt und haben gesagt: Da muß ge­
striChen werden, vermindert werden. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Da war der ganze 
Flügel gemeint!) 

- Nur für den Konzertsaal! Nun hat man es auf 
4,2 Millionen zusammengestrichen, und ich weiß 
nicht, wie man nun auf einmal auf die Summe von 
21/2 Millionen kommt~ . 

Hier muß ich auch wieder das Residenztheater 
·heranziehen. Vielleicht sagt man da schon wieder: 
Bleibt möglichst niedrig, das nehmen die Kerle 
schon an, und wenn es mehr kostet, müssen sie es 
genehmigen; man kann nicht etwas halbfertig da­
stehen lassen. 

Sehen Sie, das müssen wir befürchten.· Aber 
wenn wir beschließen, daß der Rundfunk seinen 
Konzertsaal in der Residenz bauen darf, dann ist es 
uns ganz egal, was das kostet, das hat dann der 
Rundfunk zu ·verantworten und nicht der Baye­
rische Landtag. 

Deshalb möchte ich Sie dringend ersuchen, 
meinem Antrag Ihre Zustimmung zu geben. Dann 
haben Sie den Konzertsaal, und wir vom Staat aus 
haben keine Verantwortung zu tragen und keine 
Mehrausgaben zu machen. Der Antrag sagt klar 
und deutlich: 

Dem Rundfunk wird der Einbau ein~s Konzert­
saals in die Residenz erlaubt. Die Kosten für 
den Einbau trägt der Rundfunk. 

Das ist klar und deutlich gesagt. Nicht einmal ein 
Jurist kann daran etwas ändern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Simmel. 

Simmel (BHE): Den Standpunkt meiner Freunde 
vom BHE habe ich bereits in der vergangenen De­
batte ausführlich vorgetragen. Wir haben nicht den 
Eindruck, daß unsere Einwendungen von dem 
Herrn Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, Herrn 
Dr. Hundhammer, vollständig vorgetragen worden 
sind. Herr Dr. Hundhammer trägt zwei Seelen in 
seiner Brust. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Die decken sich 
in diesem Fall!) 

- Selbstverständlich sind Sie der Ansicht, daß Ihre 
beiden Seelen in vollster Harmonie miteinander 
leben. Davon sind wir überzeugt. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Ich habe bloß 
e in e Seele!) 
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- Aber, Herr Dr. Hundhammer, wir haben den 
Eindruck, daß aus Ihren Worten doch wohl der 
Vorsitzende des Rundfunkrats gesprochen hat und 
nicht der Vorsitzende des Haushaltsausschusses. Es 
ist nun einmal so: Wir vom Landtag sind ja ver­
pflichtet, mißtrauisch zu sein, wir sind ja zu einer 
gründlichen Nachprüfung verpflichtet. Und da 
müssen wir leider sageh: Das Projekt ist doch eine 
merkwürdig ungeklärte Angelegenheit. Ich will auf 
das Bautechnische, was Sache der Baufachleute ist, 
gar nicht eingehen. Wir haben aber vom Vor­
redner, Herrn Hauffe, gehört, daß über das Tech­
nische der Baufachmann doch wesentlich anderer 
Ansieht sein kann. 

Ich möchte nur zweierlei hier präzisieren. Wir sind 
gar nicht dagegen, daß der Rundfunk die Ruine des 
Armeemuseums kauft, im Gegenteil, das ,ist ja ein 
sonst unverkäufliches Objekt. Da würden wir 
selbstverständlich zustimmen. Wir sind auch nicht 
dagegen und können nicht dagegen sein, daß der 
Rundfunk die Mittel, die ihm zur Verfügung stehen, 
so verwendet, wie er es möchte. Ich möchte sagen: 
Wir bedauern es, daß wir nicht dagegen sein 
können. 

Es ist bekannt, daß in Bonn eine Gesetzes­
vorlage ausgearbeitet wird, die eine gewisse 
Priorität der Bauvo~haben einführen will, daß in 
der heutigen Notzeit in erster Linie Bauten, die wir 
dringlicher brauchen, errichtet werden, statt Killos, 
Warenhäuser, Luxusgaststätten. Das Gesetz ist lei­
der noch nicht da, und wir können also den Rundfunk 
nicht daran hindern, die Gelder, die ihm zur Ver­
füg.ung stehen, zu verwenden, wie. er will. Aber wir 
haben einmal das Bedenken - es ist durch die Aus­
führungen des Herrn Dr. Hundhammer nicht aus­
geräumt worden -, daß heute noch nicht bekannt 
ist, welches Grundstück nun eigentlich für den 
Rundfunk notwendig ist. Man kann das nicht ver­
stehen. Der Rundfunk muß doch heute schon wissen, 
ob die Ruine des Armeemuseums für ihn geeignet 
ist oder nicht. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das weiß er.) 
Das läßt sich heute schon genau feststellen. Es ist 
doch unmöglich, daß er uns erst, nachdem der Kauf­
vertrag abgeschlossen ist, sagen kann: Nun habe 
ich mir die Sache richtig überlegt, ich möchte ein 
anderes Grundstück haben. 

Nun etwas Juristisches: Wenn der Kaufvertrag 
abgeschlossen ist, soll der Kaufpreis sofort bezahlt 
werden. Wenn sich da nach einiger Zeit - nach 
einigen Monaten, vielleicht sogar erst einigen 
Jahren - der Wunsch des Rundfunks herausstellt, 
nun doch ein anderes Grundstück zu wählen, was 
wird dann mit dem bezahlten Kaufpreis? Das ist 
doch einfach unmöglich. Darüber haben wir von 
Ihnen, Herr Dr. Hundhammer, noch nichts gehört. 

(Abg .. Dr. Hundhammer: Das ist im Kauf-
vertragsentwurf genau geregelt.) 

- Der Kaufvertrag ist dem Haushaltsausschuß lei-:: 
der nicht vorgelegt worden. Das ist ein sehr wesent­
licher Mangel. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Den haben wir 
eingehend besprochen.~ 

- Gut, wenn eine Bestimmung hineinkommt, dann 
würde dieses Bedenken entfallen. Es müßte aber 
dann in den Vertrag aufgenommen werden, daß der 
Rundfunk in diesem Fall verpflichtet ist, die 
2112 Millionen wieder zurückzuzahlen. · 

(Abg. Dr. Hundhammer: Der Staat!) 

Ich wollte nur aufzeigen, daß diese juristische Lücke 
zweifellos besteht. Sie ist nicht geschlossen worden. 
Man kann uns deshalb nicht zumuten, die Verant­
wortung für ein noch nicht vollständig geklärtes 
Objekt zu übernehmen. 

Nun kommt aber das zweite, noch schwerer 
wiegende Bedenken: die Tatsache, daß wir keiner­
lei Garantie dafür haben, daß der Kostenanschlag 
mit 2112 Millionen Mark richtig ist. Das gebrannte 
Kind scheut das Feuer. Wir sind zum Mißtrauen 
gegen die Richtigkeit des Kostenanschlags ver­
pflichtet. Zweifellos - 'wir haben es ja erlebt -
geraten wir, wenn wir uns auf diesen Weg be­
geben, in eine Zwangsläufigkeit hinein, aus der 
wir nachher nicht mehr herauskommen. Wenn 
ein Bau halb- oder dreiviertelfertig ist, dann bleibt 
uns gar nichts anderes übrig, als ihn weiterzu­
führen. 

(Abg. Bezold: Wo steht das geschrieben, daß 
ein halbfertiger Bau zu Ende geführt 

werden muß?) 

Es läßt sich nicht vermeiden. Beim Residenz­
theater ist auch . gesagt worden: Wir können es 
nicht halbfertig stehen lassen. Es würde also ganz 
zweifellos so kommen, daß man sagt: Wir haben 
uns verkalkuliert, es hat sich das eine oder andere 

· herausgestellt, wir müssen noch eine Million Mark 
mehr bewilligen. In eine solche Zwangsläufigkeit 
kann man sich nicht hineinbegeben. Wir haben des­
halb berechtigtes Mißtrauen gegen die Qualität des 
Kostenanschlags. 

Ich möchte deshalb erklären, daß auch für uns 
nur der Abänderungsantrag Stock in Frage kommt, 
möchte aber dazu zusätzlich zu erwägen geben: Der 
Antrag Stock geht dahin, dem Rundfunk zu ge­
statten, den Thronsaal der Residenz als Konzert­
saal auszubauen. Das in diesem Jahr erst ergangene 
Gesetz über das Stockwerkseigentum gibt dem 
Rundfunk die Möglichkeit, sogar Eigentümer des 
Konzertsaals zu werden. Wenn der Rundfunk Wert 
darauf legt, auf seine Kosten - nicht für die 
2112 Millionen Mark - den Thronsaal als Konzert­
saal auszubauen, dann kann man es verstehen -
ich würde es befürworten -, daß er dafür auch 
etwas haben soll. Dann mag er auch den Thronsaal 
zu Eigentum erhalten. Herr Dr. Lacherbauer, Sie 
werden mir zugeben, daß dieser Weg juristisch 
gangbar ist. Der Rundfunk würde ein Äquivalent 
für das bekommen, was er für den Ausbau des 
Konzertsaals aufwendet. 

Ich erkläre: Wir werden den Antrag Stock an­
nehmen. Sollte sich aber das Haus wider Erwarten 
dagegen entscheiden, so halte ich es für unumgäng­
lich notwendig, die Angelegenheit nochmals an den 
Haushaltsausschuß zurückzuverweisen. Denn bei 
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den Unklarheiten1 die meine Herren Vorredner und 
ich aufgezeigt haben, können wir es unmöglich ver­
antworten, zuzustimmen. 

(Beifall beim BHE) 

Vizepräsident Hagen: Namens der Staatsregie­
rung möchte der Herr Präsident Esterer einige 
Ausführungen machen. Ich erteile ihm das Wört. 

Esterer, Präsident: Hohes Haus! Der Herr Ab­
geordnete Hauffe hat zwei Fragen gestellt, die ich 
als Sachbearbeiter dieser Angelegenheit beantwor­
ten möchte. 

Er hat erstens die Frage gestellt, ob und wieviel 
jährlich an Sicherungs- und Instandsetzungsarbeiten 
am Gebäude der Residenz bei Ausführung des Kon­
zertsaalprojekts erspart würde. Der Kostenanschlag 
für den Ausbau des Konzertsaals enthält zwei Po­
sitionen für Steinhauer-, Spengler- und Dachdecker­
arbeiten mit zusammen etwa 212 000 DM. Diese 
Ausgaben wären sonst auf alle Fälle auf den ordent­
lichen Haushalt zu übernehmen. Sie werden bei 
Ausführung des Konzertsaals von vornherein er­
spart, 

(Abg. Kiene: Warum müssen die auf den 
Haushalt übernommen werden?). 

weil sie in den Kosten enthalten sind, die aus Mit­
teln des Rundfunks bei Gelegenheit des Ausbaus 
des Konzertsaals zur Verfügung gestellt werden. 

(Abg. Hauffe: Warum muß die der Staat 
übernehmen?) 

- Er übernimmt sie nicht, sondern sie werden aus 
dieser Summe bezahlt, weil sie mit ·Rücksicht auf 
den Ausbau des Konzertsaals vordringlich ausge­
führt werden müssen. 

(Abg. Hauffe: Also ist man jetzt schon an 
den Vorarbeiten für den Konzertsaal?) 

Nein, das ist nur veranschlagt. Die Arbeiten 
sollen im Rahmen der 2,5 Millionen D-Mark durch­
geführt werden. 

(Abg. Dr. Rundhammer: Diese Arbeiten müs­
sen auf jeden Fall gemacht werden; das ist 

das Problem.) 

Sie müssen auf jeden Fall im Rahmen der Wieder­
instandsetzung der Residenz aus Haushaltsmitteln 
durchgeführt werden. Sie sind in dieses Projekt ab­
gezweigt, weil sie für den Konzertsaal vorzeitig 
durchgeführt werden müssen. 

Dann ist der Antrag gestellt worden, den Kon­
zertsaal nicht von Staats wegen zu bauen, sondern 
dem Rundfunk die Erlaubnis zu geben, den Kon­
zertsaal auszubauen. Wenn man diese Frage rein 
wirtschaftlich prüft, so kommt man zu folgendem 
Ergebnis: Im Angebot des Rundfunks wird ledig­
lich ausbedungen, daß der neue Saal etwa 20mal 
im Jahr für Zwecke des Rundfunks benützt wer­
den kann, wofür der Rundfunk sogar bereit ist, 
normale Saalmiete zu bezahlen. Für die übrigen 
Abende steht der Saal aber zur freien Verfügung 
des Staates oder der Verwaltung. Mir ist nicht klar, 

wieso man auf diese doch sehr bedeutende wirt­
schaftliche Chance verzichten und dem Rundfunk 
den Gesamtbesitz des Saales überweisen will, wenn 
man noch bedenkt, daß München gegenwärtig über­
haupt keinen geeigneten Konzertsaal besitzt und 
daß mit der Durchführung dieses Projekts von 
vornherein das sicher sehr aufwendige Projekt des 
Wiederaufbaus des Odeons oder der Bau eines Er­
satzkonzerthauses uninteressant wird. Damit wird 
also von vornherein die Verpflichtung des Staates, 
eines Tages einen dem zerstörten Konzertsaal des 
Odeons gemäßen Konzertsaal zu bauen, überflüssig 
werden. Das sind ganz einfache Überlegungen rein 
wirtschaftlicher Art, die eigentlich dazu führen 
müßten, daß der Staat nicht auf der Weggabe dieses 
Konzertsaals oder überhaupt auf der Weggabe des 
wichtigsten Teils der Residenz besteht. 

Wir müssen das Projekt des Konzertsaals von 
einem etwas höheren Gesichtspunkt aus beurteilen. 
Die Grundfrage lautet: Will man die Residenz als 
Gesamtkomplex im Herzen der Stadt München und 
als die große städtebauliche Dominante aufgeben, 
also die Ruine verfallen lassen, oder will man Mit­
tel und Wege suchen, um zunächst die Ruinen zu 
sichern und sie später, wenn auch in ferner Zeit 
und durch spätere Generationen, stufenweise wie­
der vernünftigen, kulturellen Zwecken zuzuführen? 
Man kann meiner Ansicht nach diese Frage nur so 
beantworten, daß an eine Aufgabe der Residenz 
gar nicht gedacht werden darf, wenn nicht München 
und das Fremdenverkehrsland Bayern eines seiner 
großartigsten und wichtigsten kulturellen Ob­
jekte verlieren will, ganz abgesehen davon, daß 
das Ausstattungsgut der Residenz zu etwa 90 Pro­
zent gerettet ist und über kurz oder lang wieder 
eine museale Unterbringung braucht. Hier ist also 
schon ein gewisses Bauprogramm gegeben. In der 
Residenz sind weiterhin Räume vorhanden, die 
später einmal den Ausbau für ähnliche Zwecke wie 
einen Konzertsaal, etwa zu einem großen Gesell­
schaftshaus ermöglichen, je nachdem. es die Bedürf­
nisse der Stadt München einmal verlangen. 

In diesem größeren Komplex der Planung ist 
der Ausbau des ehemaligen Thronsaales zu einem 
Konzertsaal von jeher vorgesehen gewesen. Es ist 
nur ein Zufall und eine einmalige Chance, wenn 
die Raumbedürfnisse des Rundfunks nun dem 
Staat zu Hilfe kommen und ihm vorweg den Aus­
bau des wichtigsten Teiles gestatten. 

Das Projekt und die ganze Angelegenheit sind 
natürlich von den schwierigen Zeitverhältnissen 
überschattet; aber hier liegt doch eine kulturelle 
Aufgabe vor, die neben all den Bedürfnissen des 
Tages nicht vernachlässigt werden darf. Spätere 
Geschlechter werden unsere Tätigkeit nicht danach 
beurteilen, was wir für die Behebung der täglichen 
Sorgen getan, sondern was wir an ererbtem Kul­
turgut durch die Not der Zeit gerettet und auch für 
später wieder nutzbar gemacht haben. 

(Beifall bei der CSU t,md BP) 

Vizepräsident Hagen: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Oberländer wünscht das Wort. 
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Dr. Obel'länder (BHE): Meine Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Hauffe hat mich zitiert. 
Es stimmt, daß ich in Vorträgen den Voranschlag 
von . 4,2 Millionen erwähnt habe. Er ist ja vom 
Herrn Kollegen Stock eben bestätigt worden. 
Ich mache kein Hehl daraus, daß ich von Anfang 
an gegen dieses Projekt gewesen bin, nicht gegen 
eine Musikhalle an sich, auch nicht gegen die 
2,5 Millionen. Ich möchte das ganz offen begründen. 
Ich habe gleich zu Beginn meiner Tätigkeit im Sinne 
des Sparerlasses und der Anweisung des Obersten 
Rechnungshofes gespart. Ich habe Kindergärtnerin­
nen und Fürsorgerinnen abgebaut; ich habe in La.:. 
gern, wo immerhin heute noch 20 bis 30 Menschen, 
7 bis 8 Familien in einem Raum, nur durch Decken 
getrennt, zusammengepfercht sind, Sparmaßnah­
men durchgeführt, die ich eigentlich kaum ver'int­
worten konnte und nur verantwortet habe, weil es 

· hieß, Bayern habe so hohe Schulden und der Bund 
bezahle gar nichts, so daß unter allen Umständen 
gespart werden müsse. 

(Sehr richtig! beim EHE) 

Ich habe das getan und ausgerechnet, daß ich nach 
fünf Monaten 3,5 Millionen Mark gespart habe. 
Dann kam ich eines Tages in eine Wahlversamm­
lung, und dort sagte man •mir: 3,5 Millionen hast 
Du gespart und 4,2 Millionen sind beim Bau des 
Residenztheaters zuviel ausgegeben worden. Da­
für hast Du Kindergärtnerinnen. abgebaut! Ver­
gessen Sie nicht: In einem Lager gehen Hunderte 
von Kindern mittags nicht mehr zu ihren Eltern 
nachhause, weil für sie die paar Stunden in den 
Kindergärten die schönsten Stunden in ihrem Kin­
derdasein sind. Das sind Dinge, die uns alle an­
gehen, die Einheimischen wie die Vertriebenen; 
da gibt es keinen Unterschied. 60 Prozent der Ju­
gendlichen haben kein eigenes Bett! 

Wir wollen die Dinge nach der Dringlichkeits­
skala sehen. 

(Lebhafter Beifall beim BHE) 

Bisher ist auf dem Gebiet des Wohnungsbaus nicht 
nach der Dringlichkeitsskala gearbeitet worden, das 
wirkt sich für niemand schlimmer aus als für die 
Einheimischen selbst. Wenn wir heute verantwort­
lich sind, den Nihilismus zu bekämpfen, wenn wir 
die Jugend zum Staat erziehen wollen, wenn wir 
gegen jede Art von Radikalismus vorgehen und 
für den sozialen Frieden und für das Eigentum 
eintreten sollen, so muß ich sagen, daß ich für solche 
Dinge heute nicht eintreten kann. Weni;i von kultu­
rellen Aufgaben die Rede ist, dann muß ich sagen, 
in den Landgemeinden, wo wir über die Landflucht 
klagen und 70 Prozent der Heimatvertriebenen 
wohnen, sind kulturelle Aufgaben, und zwar ent­
scheidende kulturelle Aufgaben zu lösen. 

(Beifall beim BHE) 

Der Staat muß bis in die letzten Gemeinden hinein, 
wo sein Blut herkommt, seinen Aufgaben nach­
kommen. Wir wollen dafür sorgen, daß die Heimat­
vertriebenen den Staat stärken und nicht als Gift 
wirken, an dem er zugrunde geht. Das geht uns alle 
an, auch Sie. Von diesem Gesichtspunkt aus muß 
ich Ihnen ganz klar sagen, daß es nicht zu verant-

worten ist, Staatsmittel für Zwecke des Konzert­
saalbaues auszugeben. Dafür kann ich nicht ein­
treten, und ich bekenne mich persönlich zu jedem 
Wort, das ich bis jetzt in Wahlversammlungen oder 
sonstwo gesagt habe. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Das sind keine Staats­
mittel!) 

Ich bin für den Antrag Stock, der besagt, daß keine 
Staatsmittel gegeben werden. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Verfälschen Sie die 
Dinge nicht!) 

- Ich verfälsche gar nicht. 

(Widerspruch. - Abg. Dr. Hundhammer: Das 
können Sie als Agitator sagen, aber nicht als 
Regierungssprecher. - Abg. Dr. Keller: Die 
Wahrheit hört man selten gern! - Weitere Zu-

rufe - Glocke des Präsidenten) 

Ich bin für den Antrag Stock, weil er jede Verwen­
dung von Staatsmitteln ausschließt und die Sach­
lage ganz eindeutig klärt. Ich verfälsche gar nichts, 
aber wenn Sie wollen, werde ich noch mehr aus 
meiner Praxis erzählen, was ich jeden Tag fo. den 
Lagern erlebe. 

(Zurufe) 

Bitte, nehmen Sie das zur Kenntnis, meine Damen 
und Herren. Wir wollen auf diesem Gebiet alle 
christlich und sozial sein. 

(Zurufe. - Lebhafter Beifall beim BHE) 
• 

Vizepräsident Hagen: Meine Damen und Herren, 
wozu denn diese Aufregung? Wir hören den Red­
ner in aller Ruhe an, jeder wird sich eine Meinung 
gebildet haben. 

(Zuruf vom BHE: Herr Präsident, das müssen 
Sie den Zwischenrufern sagen!) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Lacherbauer hat das 
Wort. 

Dr. Lacherbauer (CSU): Meine Damen und Her­
ren! Ich weiß nicht, wie man behaupten kann, daß 
die 21

/2 Millionen des Rundfunks, die für den Kon­
zertsaal verbaut werden sollen, vom Staate stam-
men. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Sehr richtig!) 

Es geht doch ganz einfach um die Frage, ob wir ein 
Angebot des Rundfunks annehmen wollen oder 
nicht. Nehmen wir das Angebot nicht an, dann 
werden die 21/2 Millionen nicht verbaut, dann ent­
steht der Konzertsaal nicht und dann wird auch die 
Ruine des Armeemuseums nicht verschwinden. Das 
ist ganz einfach das Problem. Wir haben außerdem 
noch vor, in unseren Beschluß aufzunehmen, daß 
über die 21/2 Millionen hinaus keine weiteren 
Mittel ausgegeben werden sollen. 

(Zuruf vom BHE: Das nützt doch nichts!) 

Auch in diesem Punkt wird sich das Haus durch 
einen Beschluß entsprechend binden. 

Ich habe heute noch einmal mit Herrn Professor 
Esterer über den Voranschlag gesprochen. Er hat 
mir einen Voranschlag gezeigt, der bis ins kleinste 
Detail geht. Ich weiß nicht, ob der Herr Kollege 
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Hauffe diesen Voranschlag schon einmal gesehen 
hat; ich weiß auch nicht, ob seine Kritik, die er übt, 
aus der Kenntnis dieses Voranschlags und aus der 
besseren Erkenntnis der Erstellung eines falschen 
Voranschlags entstanden ist. Ich kann Ihnen nur das 
eine sagen: Wir können entweder dieses Projekt 
ausführen oder wir können nichts machen. Wir 
haben doch im Haushaltsausschuß mit aller Klar­
heit und Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht: 
Wenn wir über die 21/2 Millionen freie Hand hätten, 
dann könnten wir Gespräche führen und Aus­
führungen anhören, wie sie soeben von meinem 
Herrn Vorredner vorgetragen worden sind. Aber 
ich wiederhole nochmals, um ja keine Irrtümer 
entstehen zu lassen: Es handelt sich darum, ob die 
2112 Millionen Mark, die nur vom Rundfunk kom­
men, für diesen Zweck durch uns verbaut werden 
oder nicht. 

(Zuruf: Sehr richtig! - Beifall bei CSU und 
BHE) 

Vizepräsident Hagen: Die Aussprache ist ge­
schlossen. 

Zietsch (SPD): Wenn ein Mitglied der Staats­
regierung nach Schluß der Beratung nochmals das 
Wort ergreift, ist die Beratung wieder eröffnet. 

Vizepräsident Hagen: Es ist niemand zu Wort ge­
meldet. 

(Abg. Stock: Ich bitte ums Wort!) 

- Wenn das Haus damit einverstanden ist, kann 
der Herr Abgeordnete Stock das Wort ergreifen. Ich 
darf annehmen, ciaß damit die Rednerliste ge­
schlossen ist. 

(Lebhafter Widerspruch - Glocke) 

- Dann bitte ich, entsprechend der Geschäftsord­
nu:r;i.g zu verfahren und sich beim Schriftführer zu 
melden, weil ich sonst die Geschäftsführung nicht 
richtig handhaben kann. 

Ich frage das Haus, ob damit die Rednerliste ge­
schlossen ist? 

(Widerspruch) 

- Gut; wir fahren in der Beratung fort. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Stock. 

Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Ich wollte 
nur einige Worte zu den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Dr. Lacherbauer sagen. Es ist nicht so, daß 
das letzte Wort gesprochen wäre und der Konzert­
saal nicht gebaut würde, wenn wir jetzt den An­
trag des Herrn Dr. Lacherbauer oder des Kollegen 
Lang nicht annehmen. In meinem Antrag ist klipp 
und klar gesagt, daß auch wir den Bau des Kon­
zertsaals wünschen; wir wollen nur nicht, daß ihn 
der Staat baut. 

Und nun kommt noch etwas anderes. 

(Zurufe) 

- Herr Kollege Dr. Hundhammer! Wer ist denn der 
Rundfunkrat? Der Rundfunkrat setzt sich doch aus 
Vertretern des Landtags, des Senats und verschie-

dener anderer Körperschaften zusammen. Ich war 
auch einmal Mitglied des Rundfunkrats. Ich bin 
schon der Meinung, daß auch der Rundfunkrat die­
sem Antrag zustimmen wird, wenn man ihm mit 
aller Deutlichkeit erklärt, daß der Bayerische Land­
tag nichts gegen den Bau des Konzertsaals einzu­
wenden hat, sondern sich nur nicht selbst beteiligen 
will, und daß der Rundfunkrat beschließen soll, den 
Konzertsaal in den Thronsaal der Residenz einzu­
bauen. 

Dr. Hundhammer (CSU): Ihr Vorschlag ist un­
durchführbar. 

Stock (SPD): Herr Kollege· Dr. Hundhammert 
Sehen Sie, Ihr Einwurf, daß der Vorschlag undurch­
führbar ist, zeigt, daß man mit uns etwas machen 
will, was Wir jetzt nicht wissen dürfen. 

(Sehr richtig! bei der SPD und beim BHE) 

Darüber gibt es für mich keinen Zweifel: Man will 
den Landtag zu etwas m i ß b r au c h e n , was man 
ihm jetzt noch nicht sagen will. 

(Teils Zustimmung, teils Widerspruch) 

- Durch Ihren Zwischenruf bestärken Sie mich und 
auch meine Fraktion erneut in unserer Absicht, alle 
Anträge, außer meinen Zusatzantrag, abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und beim BHE) 

Vizepräsident Hagen: Herr Abgeordneter Hauffe 
hat das Wort. 

Hauffe (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich lediglich dagegen wehren, daß man 
es so darzustellen versucht, als ob wir verhindern 
wollten, daß für 2,5· Millionen D-Mark Arbeit in 
München geschaffen wird. 

(Zuruf: Das ist Tatsache!) 

Wir haben gar kein Interesse daran, eine Arbeits­
beschaffung zu verhindern. Ich glaube nicht daran, 
daß eintritt, was Sie befürchten: daß nämlich der 
Rundfunk die 2,5 Millionen D-Mark in einen 
Strumpf steckt und sie irgendwo unbenützt liegen 
läßt. Der Rundfunk wird mit dem Geld auch etwas 
unternehmen. Auch wenn das Geld bei einem Geld­
institut liegt, arbeitet es. Es wird vielleicht nach 
unserer Meinung genau so unangebracht angewen­
det, wenn der Bau des Konzertsaals mit den 2,5 Mil­
lionen begonnen wird, aber nicht fertiggestellt wer­
den kann, falls wir die weiteren Mittel nicht bewil­
ligen. Dazu läßt sich nichts weiter sagen. 

Für uns geht es lediglich um folgendes: Das An­
gebot, das uns der Rundfunk gemacht hat, birgt zu 
große Risiken in sich. Als Abgeordnete des bayeri­
schen Volkes erlauben wir uns, dem Rundfunk ein 
Gegenangebot zu machen. Der Rundfunk soll nun­
mehr entscheiden, ob wir für ihn vertrauenswür­
dige Vertragspartner sind oder nicht. Für uns geht 
es also darum, eine Form zu finden, die gewähr­
leistet, daß nur mit dem Geld des Rundfunks ge­
baut wird. Ich habe vorhin klipp und klar gesagt, 
daß ich nichts dagegen habe, wenn Objekt gegen 
Objekt getauscht wird, sobald der Saal steht. 
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· Das, was Herr Präsident · Esterer ausführte, 
war für mich sehr interessant. Er sagte, 178 000 DM 
müßten aus dem Etat gestrichen werden, weil sie 
praktisch aus Haushaltsmitteln aufgebracht wür­
den, wahrscheinlich aus den 210 000 DM, die der 
Staat jährlich in der Residenz verbaut. Die Summe 
von 130 000 DM, bei einem Projekt von 2,5 Millio­
nen D-Mark, also· 5 Prozent, die als Sicherung für 
Etatüberschreitungen vorgesehen ist, erscheint mir 
bei einem bombengeschädigten Umbauobjektsoge­
ring, daß ich mir sagen muß, man wird die 
178 000 DM für Unvorhergesehenes bitter notwen­
dig brauchen. Wenn der Kostenanschlag mit der­
selben Gewissenhaftigkeit aufgestellt ist, wie die 
130 000 DM für Unvorhergesehenes berechnet wur­
den, dann, meine Damen und Herren, behüte uns 
Gott vor der Endaprechnung. Das sage ich hier mit 
aller Deutlichkeit. 

Man hat uns hfer erklärt, der Saal werde 20mal 
im Jahre vom Rundfunk benutzt. Nun werden Kon­
zerte, kulturelle Veranstaltungen vom Staate bezu­
schußt. 

. (Abg. Dr. Rundhammer: Umgekehrt! Der Rund­
funk gibt Zuschüsse!) 

Der Rundfunk mietet den Saal für 20 Tage im 
Jahr. Bekanntlich hat aber das Jahr mehr als 
on. m _ ___ „„..,. ______ ,_.!_1_.1.. --- _, ___ .:!1 __ ,:_. ___ m _ _. ___ .., 'tTl'.!-
.:;u l. age. vv Cll:i ge::;CTae11L ctll ue11 uuugeu l. ttgeu: vv Lt: 

groß ist die durchschnittliche Nutzung? Wie groß 
muß sie sein, damit sich das Objekt rentiert? Be­
kommen wir im Laufe des Jahres genügend Kon­
gresse nach München? Sind diese so finanzkräftig, 
daß sie die laufenden Kosten aufbringen? All diese 
Probleme müssen einmal gründlich erörtert werden, 
damit wir uns vor den laufenden Unkosten schütze:q.. 

Dem Herrn Kollegen Dr. Lacherbauer möchte ich 
noch entgegnen, daß ich etliche Monate brauchen 
würde, wenn ich diesen Kostenvoranschlag revi­
dieren müßte. 

(Zuruf) 

Ich glaube den Zahlen, die mir hier vorgetragen 
wurden. Aber es ist so: Ich müßte etliche Monate 
mit dem Meterstab auf den Ruinen herumlaufen, 
um zu kontrollieren, ob die Maße stimmen. Dann 
müßte· ich mich Wochen und Monate hinsetzen, um 
die Massen zu berechnen, um zu prüfen und all die 
notwendigen Dinge zu tun. Das müßte ich tun, wenn 
ich die Garantie übernehmen sollte für die Prüfung, 
die der Herr Kollege Dr. Lacherbauer von mir ver­
langt, und selbst dann hätte ich noch nicht alles 
erfaßt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Da arbeiten Sie aber 
· sehr langsam!) 

- Ein bombengeschädigtes Projekt von 2,5 Mil­
lionen D-Mark mit einer Überschlagsrechnung so 
durchzukalkulieren, daß am Schluß nur eine Risiko­
summe von 5 Prozent herauskommt, dieses Experi­
ment müssen Sie mir einmal vormachen, Herr Kol­
lege Dr. Baumgartner. Die hier vorgetragenen Ar­
gumente bilden ja gerade den Grund meines Miß­
trauens und verstärken meine Zweifel an der Ge­
wissenhaftigkeit der Voranschläge. Sie können diese 
Zweifel mit einem Anhieb beseitigen, und Sie kom-

men zum Konzertsaal, wenn Sie mit dem Rundfunk 
im Sinne des Antrags Stock verhand.eln. Dann ist 
alles Mißtrauen beseitigt und Sie erhalten auch die 
Tauschmöglichkeit: Objekt gegen Objekt. Dann ist 
die ganze Angelegenhe,it in keiner. Phase gefährdet. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Haußleiter. 

Haußleiter (DG): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich glaube, niemand in diesem Hause 
möchte den Bau des Konzertsaals verhindern. 

(Zurufe: Oho!) 

Es dreht sich um ein ganz anderes Problem; näm:­
lich uin die Frage, wer die Verantwortung für die 
Kosten des Baues des Konzertsaals tragen soll. Nun 
haben wir eine Kostenüberschreitung um über 
4 Millionen D-Mark bei einem staatlichen Bau er­
lebt, aus der noch keine Konsequenzen gezogen 
worden sind. Das Wort, das die Regierung gesagt 
hat, besteht noch: „die Untersuchung schwebt''. So­
lange. aus der Baukostenüberschreitung des letzten 
Repräsentativbaues noch keine tatsächlichen Konse­
quenzen gezogen sind, ist es meiner Ansicht nach 
nicht möglich, ohne genauere Überprüfung einen 
neuen Repräsentativbau vom Staat her durch den 
Landtag genehmige:p.,,zu lassen. Das ist das erste, 
was ici} sagen möchte. · 

Das zweite ist folgendes: Der Rundfunk braucht 
ein neues Gebäude. Dafür hatte er von sich aus das 
Armeemuseum ins Auge gefaßt. Das wollte er -
und will er vielleicht auch jetzt noch -:- kaufen. 
Zweite:r:is will · und· braucht der Rundfunk einen 
Konzertsaal. Nun sucht er den Weg zu einem mög­
lichst guten Geschäft und sagt: Ich kaufe euch -
nur vermutlich oder wahrscheinlich - für 2,5 Mil­
lionen das Armeemuseum ab, wenn ihr diese Gel­
der zweckgebunden für einen Konzertsaal ver­
wendet. Das ist vom Rundfunk aus· gesehen -eine 
ausgezeichnete Idee und ein. miserabel schlechtes 
Geschäft vom Staat aus gesehen. Und da die Herren, 
die vom Parlament. aus im Rundfunkrat sitzen, 
nicht etwa Vertreter des Rundfunkrats im Parla­
ment, sondern durchaus Vertreter des Parlaments 
im B,undfunkrat sind, haben sie dort den Stand­
punkt· des Staates und nicht im Parlament den 
Standpunkt des Rundfunkrats zu vertreten. 

(Sehr gut!) 

Das ist meine persönliche Meinung in dieser Frage. 

Wenn Sie so verfahren, dann erlauben Sie mir, 
einen Grundsatz auszusprechen, der heute gelten 
sollte. Niemand ist gegen Kulturbauten. Aber im 
gegenwärtigen Augenblick Kulturbauten zu er­
richten, bei denen wiederum eine Überschreitung 
des Kostenvoranschlags möglich, ich möchte sagen 
wahrscheinlich ist, in einem Augenblick, in dem 
nichts vordringlicher ist als die Räumung der 
Flüchtlingslager damit hat Herr Kollege 
Dr. Oberländer völlig recht -, da die breitesten 
Massen unseres Volkes die Errichtung von Kultur­
bauten nicht verstehen, ist ein Unternehmen, das 
einfach eine Herausforderung der breitesten Massen 
unseres Volkes darstellt. Deshalb ist hier ohne 
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Zweifel der Rundfunk verantwortlich zu machen 
und muß ihm der klare Gegenvorschlag gemacht 
werden, den der Herr Kollege Stock in seinem An­
trag formuliert hat. 

(Widerspruch bei der CSU) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lang. 

Lang (BP): Meine Damen und Herren! Wir kom­
men über das Mißtrauen nicht hinaus. Man miß­
traut insbesondere, wie wir eben von Herrn Hauß­
leiter gehört haben, dem Rundfunkrat und den 
Mitgliedern des Rundfunkrats, die vom Parlament 
aus delegiert sind. Aber, meine Damen und Herren, 
der Antrag des Herrn Kollegen Stock klingt mir. 
fast etwas naiv, und ich möchte ihn in die Worte 
kleiden: Erlauben Sie dem Bayerischen Rundfunk, 
daß er dem Staat 2,5 Millionen schenkt .. 

(Heiterkeit) 

Es ist so, meine Damen und Herren. Der Konzert­
saal ist nicht bloß für den Rundfunk da. Es ist 
gerade ausgeführt worden, wie oft ihn vielleicht 
der Rundfunk benützen würde. Er ist auch für 
Stadt und Staat da. 

Wenn Sie schon Mißtrauen haben, dann fragen 
Sie: Ist das Gelände des Armeemuseums nicht mehr 
wert als 2,5 Millionen Mark? Darum ging es am 
Ende. Wenn der Rundfunk den Staat über die 
Ohren hauen würde, falls das Gelände des Armee­
museums - ich möchte nicht sagen Gelände, son­
dern Trümmerhaufen - mehr wert wäre als 
2,5 Millionen, dann haben Sie recht. Man möge aber 
dem nachkommen; was wir im Antrag festgelegt 
haben und dem man Rechnung tragen muß, damit 
wir wieder etwas Positives schaffen. 

Wissen Sie auch, meine Damen und Herren, daß 
der Rundfunk nicht weniger als 2,5 Millionen aus­
gibt für Kulturhilfe, an den Staat, die Städte und 
Gemeinden? 

(Abg. Kiene: Woher hat er denn die Millionen?) 

- Wenn heute der Rundfunk mit seinen Hilfen 
nicht bestünde, dann würde, das darf ich wohl 
sagen, der Kultur, der Kunst überhaupt nicht mehr 
geholfen. 

(Abg. Stock: Wenn der Staat die Millionen 
einnehmen würde und nicht der Rundfunk, 

dann hätte der Staat das Geld!) 

- Es würde mir leid tun, wenn festgestellt werden 
müßte, daß das Parlament kulturfeindlich ein­
gestellt ist. 

(Oho-Rufe links - Abg Dr. Keller: 
Der Vergleich ist schief!) 

Wir schaffen wirklich etwas Notwendiges und 
Schönes. Deshalb möchte ich Sie bitten, den An­
trägen zuzustimmen, die wir gestellt haben. Der 
Antrag lautet nunmehr: Über den Betrag von 
2,5 Millionen hinaus dürfen Mittel aus dem baye­
rischen Staatshaushalt nicht verwendet werden. 
Das Wort „wesentliche" wurde gestrichen. 

(Abg. Kiene: Das wissen wir noch nicht!) 

Sollte der Platz des Armeemuseums für die Er­
richtung eines Rundfunkgebäudes nicht in Frage . 
kommen, ist vor Entscheidung nochmals der Land­
tag zu hören. Warum also das Mißtrauen? Sie 
brauchen nicht Mittel über die 2,5 Millionen hinaus 
zu genehmigen. Überlassen Sie es doch dem Rund­
funk, die Gelder, die er heute als Kulturhilfe gibt, 
in dieses Gebäude hineinzustecken! Sie tun, als ob 
der Landtag über die 2,5 Millionen hinaus Gelder 
bewilligen müßte. Das ist ja nicht der Fall. 

Ich bitte Sie also, schließen Sie sich dem Antrag 
an, den ich gestellt habe, insbesondere im Hinblick 
auf den Zusatz, von dem ich nicht abgehe, daß die 
Staatsregierung beauftragt werden soll; einen Wett­
bewerb auszuschreiben, damit man endlich sieht, 
was aus dem ganzen Gelände werden kann und 
werden soll. 

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Geislhöringer. 

Dr. Geislhöringer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Wenn man die Debatten verfolgt, die jetzt zum 
vierten Male über das in Frage stehende Thema ge­
führt werden, fällt einem wirklich das bekannte 
Wort ein: Es ist schwer, keine Satire zu ·schreiben. 
Der Tatbestand, der sehr einfach gelagert ist, ist 
nun glücklich so zerredet worden, daß man den 
eigentlichen Sinn und Zweck des ganzen Gesche­
hens überhaupt nicht mehr erkennt, um das so viel 
herumgeredet wird. Einwendungen sind erhoben 
worden, daß man über den Erfindungsreichtum 
staunen müßte, wenn man den Einwendungen nicht 
zum großen Teil schon kilometerweit die Verlegen­
heit ihrer Herkunft und ihren Zweck ansähe. Es 
werden alle möglichen anscheinend ernst zu neh­
menden Einwendungen mit vielen Worten vorge-. 
bracht. Zum Schluß weiß jeder, der ein klein wenig 
hören und beurteilen kann; was dahinter steckt: 
Wir wollen nein sagen. 

(Abg. Zietsch: Sie dürfen ja sagen zu unserem 
Antrag - Heiterkeit) 

- Sie sagten nein. Sie haben es heute nicht mehr 
so begründet, wie im Haushaltsausschuß. Da haben 
Sie sich zum Teil mit den Einwendungen der Flücht­
linge gedeckt und etwas auf die Tränendrüse ge­
drückt, und Dr. Oberländer hat es auch versucht. 

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

Er hat auf das Wohnungselend hingewiesen. 

(Zuruf des Abg. Simmel) 

- Herr Kollege Simmel, ich werde Sie auch noch 
apostrophieren; seien Sie nur ruhig, nicht so vor­
eilig; Sie kommen schon noch daran. 

Ich habe schon im Ausschuß gesagt: Wenn wir 
darauf warten, bis die letzte Wohnung oder der 
letzte Schulsaal gebaut ist, dürfen wir die Kultur-
bauten überhaupt einstellen. · 

Ein anderer - Hauffe - hat die Einwendung 
gebracht, der Bau rentiert sich ja gar nicht. Nun, 
ich habe noch nie gehört, daß Kulturbauten unter 
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dem Gesichtspunkt der Rentabilität errichtet wor­
den sind. 

(Sehr richtig!) 

Ich erinnere Sie: Auch wir sind in einem Kultur­
bau; dieser Kulturbau hat sich meines Erachtens 
auch noch nicht rentiert; er rentiert sich noch nicht 
einmal heute. 

(Lebhafte Zustimmung bei der BP) 

Man strotzt von Mißtrauen. Wi,mdern Sie sich 
nicht, meine Herren, wenn wir von der anderen 
Seite Mißtrauen gegen Ihre Einwendungen haben, 
weil wir sie gar nicht ernst nehmen können! 

Herr Kollege Stock glaubt nun, eine Patentlösung 
verraten zu können, wie man aus diesem Dilemma 
herauskommen kann. Herr Kollege Stock, halten 
Sie uns nicht für dümmer, als Sie sind! 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hagen: Herr Abgeordneter, in die­
sem Hause ist niemand dumm. 

Dr. Geislhöringer (BP): - Ich hoffe, daß diese 
Feststellung für alle zutrifft. Diesem Antrag kann 
man doch schon von weitem ansehen, worauf er 
hinausgeht. Herr Kollege Stock weiß so gut wie 
wir, daß es für die ganze Sache ein Begräbnis 
erster Klasse wäre, wenn sein Antrag angenommen 
würde. 

(Abg. Dr. Kelle!'.: Warum?) • 

Was will man? Der Rundfunk soll bauen. Wir sol­
len dem Rundfunk das Gebäude schenken. 

(Nein, nein!) 

Voerst ist ja der Rundfunk noch ein bayerischer 
Rundfunk. Schon hört man aber in Bonn, daß man 
ein Bundes-Rundfunkgesetz schaffen will. Wie lange 
dauert es dann noch und wir haben einen Bundes­
Tundfunk, und unser Haus in München gehört dann 
dem Bundesrundfunk. Dann haben wir in Bayern 
überhaupt nicht mehr darüber zu bestimmen. 

(Abg. Haas: Bayern ist nicht allein München.) 

- Das wissen wir am besten. Ich bin auch von der 
Provinz, und ich vertrete die Interessen der Provinz 
sehr energisch. Aber München ist doch noch die 
Hauptstadt von Bayern. 

(Abg. Haas: Die Kultur ist aber für das 
ganze Land!) 

Vor wenigen Wochen hat man auf dieser Seite ge­
sagt: Baut doch lieber Wohnungen, wenn man schon 
so viel Geld hat. Das ist natürlicl;t kein ernst zu 
nehmender Einwand. 

(Abg. Dr. Keller: Sie werden schon noch 
merken, ob er ernst zu nehmen ist oder 

nicht!) 
- Sie kommen auch noch daran, Herr Kollege. 

Ich will nicht von Ihren Gewerkschaftshäusern 
reden. Es wäre vielleicht auch besser gewesen, da­
für Wohnungen zu bauen. 

(Beifall· bei der BP- Erregte Zurufe von 
der SPD) 

Vor wenigen Monaten hat man von Ihnen gehört, 
daß Sie zur Erzwingung des Mitbestimmungsrechts 
den Streik vorbereitet und dafür 400 Millionen 
D-Mark bereitgestellt haben. Wenn Sie so viel Geld 
übrig haben, wenden Sie es doch für Wohnungen 
auf und lassen Sie uns unsere Residenz ausbauen. 

(Abg. Haas: Das sind Beiträge und keine 
Steuergelder!) 

- Auch. die 2,5 Millionen sind keine Steuergelder, 
sondern vorerst noch Gelder des bayerischen Rund­
funks. 

Nun muß ich mit Ihnen, meine Herren vom 
BHE, ein etwas ernstes Wort reden. 

(Zuruf: Es wird Zeit dazu, daß Sie ernst wer­
den! - Weitere lebhafte Zurufe -'-- Glocke 

des Präsidenten) 

Vizepräsident Hagen: Ich bitte, die ständigen 
Zwischenrufe zu unterlassen. 

Dr. Geislhöringer (BP): Meine Herren vom BHE, 
ich m:uß schon sagen: ich halte es für unklug, wenn 
Sie uns in Kulturfragen des Landes, in das Sie 
aufgenommen sind und in dem sie sich als Neu­
bürger assimilieren wollen, allzu viel dreinreden. 

(Abg. Dr. Keller: Eine Unverschämtheit son­
dergleichen! Unerhört! - Weitere erregte 
Zurufe - Giocke des Präsidenten - Die Ab­
geordneten des BHE erheben sich, um den 

Sitzungssaal zu verlassen.) 

Vizepräsident Hagen: Ich bitte um Ruhe. Herr 
Abgeordneter, ich bitte Sie; doch Ihre Worte etwas 
zu mäßigen. 

Dr. Geislhöringer (BP): Ich erlaube mir zu sagen, 
daß ich es für falsch halte - - · 

(Abg. Klammt: Ein Jahr Flüchtlingslager ge­
hört Ihnen! - Abg. Kiene; Frevler! - Abg. 

Haas: Machen Sie nur so weiter!) 

Vizepräsidenf Hagen: Ich bitte, mich doch auch 
einmal zum Wort kommen zu lassen. Herr Abge­
ordneter Dr. Geislhöringer," ich muß Sie dringend 
bitten, Ihre Worte etwas zu mäßigen. Es hat keinen 
Wert, wenn Sie hier eine ganze Fraktion so heraus­
fordern. Sprechen Sie in aller Ruhe und Sachlich­
keit. 

(Unruhe und weitere Zurufe: - Wir wollen 
nichts mehr hören! Treten Sie ab! - Abg. 
Haas: Wir von Franken werden auch einmal 
darüber reden, wie Ihr uns dauernd aus-

gebeutet habt!) 

- Wenn keine Ruhe eintritt, werde ich die Sitzung 
unterbrechen, Ich bitte Platz zu nehmen. 

(Lärmende Zurufe und allgemeine Unruhe -
Abg. Haas: Wir rechnen Euch einmal vor, 

wer die Steuern in Bayern bezahlt.) 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 20 Minuten) 




